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Verordnung der Landesregierung 
über infektionsschützende Maßnahmen 

gegen die Ausbreitung des 
Virus SARS-CoV-2 

(Corona-Verordnung - Corona VO) 

Vom 30. November 2020 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit §§ 28 bis 31 
des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBL I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert 
worden ist, wixd verordnet: 

Teil 1 - Allgemeine Regel ungeo 

ABSCHNIT T J: 

Ziele 

§ 1 

Ziele 

(1) Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pan­
demie des Virus SARS-CoV-2 (Coronavirus) zum Ge­
sundhei tsschutz der Bürgerinnen und Bürger. Zu diesem 
Zweck sollen Jnfeklionsgefahren wirksam und ziel­
gerichtet reduziert, Infektionswege nachvollziehbar ge­
macht und die Aufrechterhaltung der medizinischen Ver­
sorgungskapazitäten gewährleistet werden. 
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(2) Zur Verfolgung dieser Ziele werden in die er Verord­
nung Ge- und Verbote aufgestellt, die Freiheiten des Ein­
zelnen einschränken und die Anzahl physischer Kontakte 
in der Bevölkemng signifikant reduzieren . Die Umset­
zung dieser Regelungen erfolgt einerseits in Eigenver­
antwortung der Bürgerinnen und Bürger und andererseits 
durch hoheitliches Handeln der zuständigen Behörden. 

ABSCHNITT 2: 

Allgemeine Anforderungen 

§2 

Allgeme,:ne Abstandsregel 

(1) Soweit keine geeigneten physischen lnfektions­
schutzvorrichtungen vorhanden sind, wird die Ein­
haltung eines Mindestabstands zu anderen Personen voa 
1,5 Metern empfohlen. 

(2) Im öffentlichen Raum muss ein Mindestabstand zu 
anderen Personen von 1,5 Metern eingehalten werden , 
sofern nicht die Einhaltung des Mindestabstands im Ein­
zel fall unzumutbar, dessen Unterschreitung aus besonde­
ren Gründen erforderlich oder durch Schutzmaßnahmen 
ein ausreichender Infektionsschutz gewährleistet ist. 
Ebenfalls ausgenommen sind Ansammlungen, die nach 
§ 9 Absatz l zulässig sind. 

(3) Die Abstandsregel gilt nicht für Schulen, Kinder­
tagesstätten und die weiteren in § 16 Absatz I genannten 
Einrichtungen. 

§3 

Mund-Nasen-Bedechmg 

( 1) Eine nicht-medizinische Alltagsmaske oder eine 
vergleichbare Mund-Nasen-Bedeckung muss getragen 
werden 

1. bei der Nutzung des öffentlichen Personenverkehrs, 
in ·besondere in Eisenbahnen, Straßenbahnen Busse, 
Taxen, Passugierflugzeuge, Fähren, Fahrgastschiffe 
und Seilbahnen, an Bahn- und Bussteigen, im Warte­
bereich der AnJegestellen von Fahrgastschiffen und in 
Bahnhofs- und Flughafengebäuden, 

2. in Einrichtungen im Sinne des § 13 Absatz 2 Num­
mer 11 , 

3. in Arztpraxen, Zahnarztpraxen, Praxen sonstiger hu­
manmedizinischer Heilberufe und der Heilpraktike­
rinnen und Heilpraktiker sowie in Einrichtungen des 
öffeotlicbeo Gesundheitsdienstes, 

4. in und im Warte- und Zugangsbereich von Einkaufs­
zentren, Ladengeschäften und auf Märkten im Sinne 
der §§ 66 bis 68 Gewerbeordnung (Gewü) sowie auf 
diesen räumlich zugeordneten Parkflächen, 

5. beim praktischen Fahr-, Boots- UJ1d Flugschulunter­
richt und bei den prak'tischen Prüfungen, 

6. innerhalb von Fußgängerbereichen im Sinne des § 3 
Absatz 2 Nummer 4 Buch tabe c Straßengesetz; darü­
ber hinaus auf Wegen im Sinne des § 3 Absatz 2 Nwn­
mer 4 Buchstabe d Straßeoge erz, soweit dies durch 
die zuständigen Behörden bestimmt ist, 

7. in geschlossenen Räumen, die für die Öffentlichkeit 
oder für den Publikumsverkehr bestimmt sind, 

8. in Arbeits- und Betriebsstätten und 

9. in den auf der Grundschule aufbauenden Schulen, den 
berutlichen Schulen sowie den Sondecpädagogiscben 
Bildungs- und Beratungszentren ab Beginn der Haupt­
stufe jeweils in öffentlicher und freier Trägerschaft; 
hiervon unberührt bleiben die Regelungen der Corona­
Verordnung Schule für Schulen im SiMe des§ 16Ab­
satz l. 

(2) Eine Verpflichtung zum Tragen ejner Mund-Nasen­
Bedeckung besteht nicht 

J. für Kinder bis zum vollendeten sechste.n Lebensjahr. 

2. für Personen, die glaubhaft machen können, dass 
ihnen das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung aus 
gesundheitlichen oder sonstigen zwingenden Grün­
den nicht möglich oder nicht zumutbar ist, wobei die 
Glaubhaftmachung gesundheitlicher Gründe in der 
Regel durch eine ärztliche .Be cheinigung zu erfol­
gen hat, 

3. in Arbeit·- und Betriebsstätten am Platz oder bei 
Verrichtung der Tätigkeit, sofem ein Abstand von 
1,5 Meter zu weiteren Personen icher eingehalte11 
werden kann; dies gilt nicht, wenn gleichzeitig Publi­
kumsverkehr besteht, 

4. in Praxen, Einrichtungen und Bereichen im Sinne 
des Absatzes I Nummern 2, 3, 7 und 8, sofern die 
Behand1ung, Dienstlei.stung, Therapie oder sonstige 
Tätigkeit dies erfordern, 

5. beJm Konsum von Leben ·mittela , 

6. wenn ein anderweitiger mindestens gleichwertiger 
Schutz für andere Personen gegeben ist, 

7. in den Bereichen im Sinne des Absatzes I Nummer 6 
und 7 bei sportlicher Betätigung in Sportanlagen und 
Sportstätten von Einrichtungen im Sinne des Ab­
satzes l Nummer 9, 

8. in den Einrichtungen im Sinne de. Absatzes 1 Num­
mer 7 und 8 bei Veranstaltungen im Sinne des § JO 
Ab atz4, 

9. in den Einrichtungen und Bereichen im Sinne des 
Absatzes 1 Nummern 6 und 7, sofem ein Abstand 
von 1,5 Meter zu weiteren Personen sicher eingehaJ­
ten werden kann, oder 

10. in Einrichtungen im Sinne des § 1 Kindertages­
betreuungsgesetz für Kinder pädagogisches Perso­
nal und Zusatzkräfte dieser Einrichtungen. 



Nr.43 GBI. vom 7. Dezember 2020 1069 

ABSCHNITT 3: 

Besondere Anforderungen 

Hygie11ea11forderw1gen 

(]) Soweit durch Regelungen dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung über die allgemeinen Pflich­
ten aus §§ 2 und 3 hinaus Hygieneaoforderungen ein­
zuhalten sind, haben die Verantwortlichen mindestens 
folgende Pflichten zu erfüllen: 

1. die Begrenzung der Personenzahl auf Grundlage der 
räumlichen Kapazitäten und die Regelung von Perso­
aenströmeo und Warteschlangen , damit eü1e Umset­
zung der Abstandsregel nach§ 2 ermöglicht wird, 

2. die regelmäßige und ausreichende Lüftung von Innen­
räumen, die dem Aufenthalt von Personen dienen, so­
wie die regelmäßige Wartung von Ltiftungsanlagen, 

3. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen und Ge-­
gen fänden , die häufig von Personen berührt werden, 

4_ die Reinigung oder Desinfektion von Gegen tänden., 
die bestimruungsgemliß in den Mund genommen wer­
den, nachdem diese von einer Person benutzt wurden, 

5. die regelmäßige Reinigung der Barfuß- und Sanitärbe­
reiche, 

6. das Vorhalten von Handwaschmittel fo ausreichender 
Menge owie von nicht wiederverwendbaren Papier­
handtüchern ode.r Handdesinfektionsmittel oder ande­
ren gleichwertigen hygienischen Handb"ockenvorrich­
tungen, 

7. den Austausch ausgegebener Textilien, nachdem diese 
von einer Person benutzt wurden, 

8. eine rechtzeitige und ver ländliche lnfortnation über 
Zutritts- und Teilnahmeverbote, die PtlichL, eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, Abstandsregelun­
gen und Hygienevorgaben, Reinigungsmöglichkeiten 
für die Hände, eine bestehende Möglichkeit bargeld­
losen Bezahlens sowie einen Hinweis auf die Pflicht 
ZLl gründlichem Händewasche-n in den Sanitäranlagen. 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz l encfällt, wenn und 
soweit nach den konkreten Umständen de, Einzelfalles 
insbesondere den örtlichen Gegebenheiten oder der An 
des Angebots, eine Einhaltung der Hygiem:anforderun­
gen nicht erforderlich oder unzumotbar ist. 

§5 

Hygienelwm.epte 

(1) Soweit durch Regelungen dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung ein Hygienekouzept zu er­
stellen ist, haben die Verantwort1ichen dabei nach den 
konk.Teten Umständen des Einzelfalls die Anforderungen 
des Infektion schutzes zu berücksichtigen. Im Hygiene-

konzept ist insbesondere darzustellen_ wie die Hygiene­
vorgaben nach § 4 umgeserzt werden sollen. 

(2) Auf Verlangen der zu tändigen Behörde haben die 
Verantwortlicheq das ßygienekonzept vorzulegen und 
über- die Umsetzung Auskunft zu erteilen. Darüber hin­
aus gehende Pflichten zur Allfstellung von Hygieneplä­
nen nach dem Infektionsschutzgesetz bleiben unberührt. 

§6 

Datenverarbeitung 

(1 ) Soweit durch Regelungen dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung Daten zu verarbeiten sind, 
dürfen von den zur Datenverarbeittu1g Verpflichteten 
von Anwesenden, insbesondere Besucherinnen und Be­
suchern , Nutzerinnen und utzem oder Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern, Vor- und Nachname, Anschrift, Datum 
und Zeilrattm der Anwesenheit und, wweit vorhanden , 
die Telefonnummer ausschließlich zum Zwecke der Au -
kunftserteilung gegenüber dem Oe undheit am! oder der 
Orrspolizeibehörde nach §§ 16, 25 lfSG erhoben und ge­
speichert werden. Einer erneuten Erhebung bedarf es 
nicht, soweit die Daten bereits vorbanden sind. 

(2) Die Daten sind für einen Zeitraum von vier Wochen 
zu speicbem und sodann zu löschen. Es ist zu gewähr­
leisten, das Unbefugte keine Kenntnis von den Daten 
erlangen. 

(3) Die Daten sind auf Verlangen der für Absatz l Sau, 1 
zuständigen Behörde zu übermüteln, sofern dies zur 
Nachverfolgung von möglichen Infektionswegen erfor­
derlich ist. Eine anderweitige Verwendung ist unzuläs­
sig. 

(4) Die zur Datenverarbeitung Verpflichteten haben 
Personen, die die Erhebun.g ihrer Kontaktdaten nach Ab­
satz 1 Satz 1 ganz oder teilweise verweigern , von dem 
Besuch oder der Nutzung der Einricbtung oder der Teil ­
nahme an der Veranstaltung auszuschließen. 

(5) Soweit Anwesende Kontaktdaten nach Absatz l 
Satz I gegenüber den zur Datenverarbeitung Verpflichte­
ten angeben, mi.lssen ie zutreffende Angaben macbeu. 

§7 

Zurritrs- und Teif11ahme11erb111 

(1) Soweü durch Regelungen dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung ein Zutrittsverbot zu be­
timmten Örtlichkeiten oder ein Teilnahme verbot an be­

stimmten Aktivitäten gilt, erfasst dies Personen, 

I. die in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infizier­
ten Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 10 Tage vergangen sind, 

2. die typische Symptome einer Infektion mü dem Coro­
navirus, namentlich Fieber, trockener Huste,n, Störung 
des Geschmacks- oder Geruchssinns, aufwe:isen , oder 
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3. die entgegen § 3 Absatz l keine Mund-Nasen-Be-
deckung tragen. 

(2) Das Verbot nach Absatz t gilt nicht sofern dessen 
Einhaltung im Einzelfall unzumutbar oder ein Zutritt 
oder eine Teilnahme aus besonderen Gründen erforder­
lich und durch Schutzmaßnahmen clie lnfoktionsgefahr 
für Dritte soweit wie möglich minimiert ist. 

§8 

Arbeitsschutz. 

(]) Soweit durch Regelungen dieser Verordnong oder 
aufgrund dieser Verordnung über die a1lgemeinen Pflich­
ten aus §§ 2 und 3 hinau Arbeitsschutzanforderungen 
einzuhalten sind, hat die Arbeitgeberin oder der Arbeit­
geber mindestens folgende Pflichten zu erfüllen: 

die {nfektionsgefährdung von Beschäftigten ist unter 
Berücksichtigung der Bedingungen am Arbeitsplatz 
zll minimieren, 

2. Beschäftigte sind umfas end zu informieren und zu 
unterweisen, insbesondere mir Hinweis auf die-durch 
die Corona-Pandemie bedingten Änderungen der Ar­
beitsabläufe und Vorgaben, 

3. die persönliche Hygiene von Beschäftigten ist durch 
die Möglichkeit zur Handdesinfektion oder zum 
Händewaschen am Arbeitsplatz sicherzustellen; einge­
setzte Utensilien sind regelmäßig zu desinfizieren, 

4. den Beschäftigten sind in ausreichender Anzahl 
Mund-Nasen-Bedeckungen bereitzustellen, 

5. Beschäftigte. bei denen aufgrund ärztlicher Be-
chein.igung die Behandlung einer Erkrankung mit 

COVID-19 aufgrund persön]icher Voraussetzungen 
nicht oder nur eingeschränkt möglich ist oder ein 
erhöhtes Risiko für einen schweren Verlauf einer 
Erkrankung mit COVID-19 vorliegt. dUtfen nicht für 
Tätigkeiten mit vennehrtem Personenkontakt und 
nicht für Tätigkeiten eingesetzt werden, bei denen der 
Abstand von 1,5 Metern zu anderen Personen nicht 
eingehalten werden kann, 

(2) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber darf Wor­
mationen nach Absatz 1 Nummer 5 nur für den Zweck 
der Entscheidung über den konkreten Arbeitseinsatz von 
Beschäftigten erheben, speichern und veiwenden, wenn 
diese ihm mitteilen, dass sie zu der dort genannten 
Gruppe gehören; Beschäftigte sind zu einer solchen 
Mitteilung nicht verptlichtet. Die Arbeitgeberin oder der 
Arbeitgeber hat diese lnforrnation zu löschen, sobald sie 
für diesen Zweck nicht mehr erforderlich ist, spätestens 
aber eine Woche, nachdem diese Verordnung außer 
Kraft tritt. 

ABSCHNITT 4: 

Ansammlungen, Veranstaltungen und Versammlungen 

§9 

Ansammlungen und private Veranstaltungen 

(1) Ansammlungen und private Veranstaltungen sind nur 
gestattet 

1. mit Angehörigen des eigenen Haushalts oder 

2. mit Angehörigen des eigenen und eines weiteren 
Haushalts sowie Verwandten in gerader Linie, jeweiJs 
einschließlich deren Ehegatten, Lebenspartnern, Part­
nern einer nicbtehelichen Lebensgemeinscbaft, mit 
insgesamt nicht mehr als fünf Personen; Kinder der 
jewelligen Haushalte bis einschließlich 14 Jahre sind 
hjervoo ausgenommen. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 2 sind in der Zeit vom 
23. bis 27. Dezember 2020 Ansammlungen und private 
Veranstaltungen gestattet mit insgesamt nicht mehr als 
10 Personen aus verschiedenen Haushalteo; Kinder der 
jeweiligen Haushalte bis einschließlich 14 Jahre sind 
hiervon ausgenommen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansammlungen, die der Auf­
rechterhaltung des Arbeits-, Dienst- oder Geschäfts­
betriebs, der öffentlichen Sicherheit und Ordtmng oder 
der sozialen Fürsorge dienen . 

§ 10 

Sonstige Veranscaltungen 

( 1) Wer_ eine Veranstaltung abhält, hat die Hygieneanfor­
derungen nach§ 4 einzuhalten, ein Hygienekonzept nach 
Maßgabe von § 5 zuvor zu erstellen und eine Datenver­
arbeitung nach § 6 durchzuführen. Es gilt ein Zutritt -
und Teilnahmeverbot nach § 7. Beim Abhalten der Ver­
anstaltung sind die Arbeitsschutzanforderungen nach § 8 
einzuhalten. 

(2) Absatz l findet keine Anwendung auf Veranstaltun­
gen, deren Durchführung bereits nach § 9 Absatz J zu­
lä sig ist. 

(3) Untersagt sind 

1. Veranstaltungen, die der Unterhaltung dienen, insbe­
sondere Veranstaltungen der Breitenkultur, sonstige 
Kunst- und Ku.lturveranst.altungen und Tanzveranstal­
tungen, einschließlich Tanzauffünrungen owie Tanz­
unterricht und ~proben; Spitzen- und Pmfi portveran­
st,dtungen dürfen nur ohne Zuschauer stattfinden, 

2. sonstige Veranstalmngen mit über l0OTeilnehmenden. 

Bei der Bemessung der Teilnehmerzahl bleiben Beschäf­
tigte und sonstige Mitwirkende an der Veranstaltung 
außer Betrachf. 

(4) Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung auf Veran­
staltungen, die der Aufrechterhalwng der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, der Rechtspflege oder der 
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Daseinsfürsorge oder -vorsocge zu dienen bestimmt sind, 
insbesondere auf Veranstaltungen und Sitzungen der 
Organe, Organteile und sonstigen Gcemien der Legisla­
tive, Judikative und Exekutive sowie Einrichtungen .der 
Selbstverwaltung einschließlich von Erörterungstenni­
nen und mündüchen Verhandlungen im Zuge von Plan­
festste)lungsverfahren. 

(5) Veran taltung im Sinne dieser Vorschrift ist ein zeit­
lich und örtlich begrenztes und geplantes Ereignis mit 
einer definierten Zielsetzung oder Ab~icht in der Verant­
wortung einer Veran talterin oder eines Veranstalters, 
einer Person, Organisation oder Institution, an dem eine 
Gruppe von Menschen gezielt teilnimmt. 

§ l l 

Versammlungen nach Artikel 8 des Grundgesetzes 

(l) Abweichend von§§ 9 und 10 sind Zusammenkünfte, 
die der Wahrnehmung des Grundrechts auf Versamm­
lungsfreiheit nach Artikel 8 des Grundgesetzes zu dienen 
bestimmt sjnd, zulässig .. 

(2) Die Versammlung leitung hat auf die Einhaltung der 
Abstandsregel nach § 2 hinzuwirken. Die zuständigen 
Behörden können weitere Auflagen, beispielsweise zur 
Einhaltung der Hygjeneanfordenmgen nach § 4, fest!~ 
gen. 

(3) Versammlungen können verboten werden, sofern der 
Schutz vor Infektionen anderweitig, insbesondere durch 
Auflagen. nicht erreicht werdeJJ kann. 

§ 12 

Veranstaltungen von Religions-, 
Glaubefl.5- und Weltm1scha.1,1ungsgemeifl.5Chafte11 

sowie Veranstaltungen bei Todesfllllen 

(1) Abweichend von §§ 9 und 10 sind Veranstaltungen 
von Kirchen sowie Religions- und Glaubensgemein­
schaften zur Religionsausübung zulässig. Wer eine reli­
giöse Veranstaltung abhält, hat die Hygieneanforderun­
geo nach § 4 einzuhalten sowie ejn Hygienekonzept nach 
Maßgabe von § 5 zuvor zu erstellen. Es gUt ein Zutritts­
und Teilnahmeverbot nach§ 7. Die Sätze 1 bis 3 finden 
auf Veranstaltungen von Weltan chauungsgemeinschaf­
ten ent prechende Anwendung. 

(2) Abweichend von §§ 9 und 10 sind Bestattungen, 
Urnenbeisetzungen und Totengebete zulässig. Wer eine 
solche Veranstaltung abhält, hat die Hygieneanforderun­
gen nach § 4 einzuhalten. Es gilt ein Zutritts- und Teil­
nahmeverbot nach § 7. 

(3) Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung weitere Vorgaben 
zum Infektionsschutz, insbesondere Obergrenzen der 
Personenanzahl, und sonstige ausführende Regelungen 
für Veranstaltungen nach den Absätzen 1 und 2 zu erlas­
seo. 

ABSCHNITT 5: 

Betriebsverbote und allgemeine Infektionsschutz­
vorgaben für bestimmte Einrichtungen und Betriebe 

§ 13 

Bttriebsuniersagungen und Einschrdnku11gen 
von Einrichtungen 

( 1) Der Betrieb von Clubs und Diskotheken wird für den 
Publikumsverkehr untersagt. 

(2) Ferner wird der Betrieb folgender Einrichtungen für 
den Publikum verkehr untersagt: 

1. Vergnügungsstätten, einschließlich Spielhallen, 
Spielbanken und Wettvennitt.lungsstellen. mit der 
Ausnahme von Wettannahmestellen 

2. Kunst- und Kultureinrichtungen, insbe ondere 
Theater-, Opern- und Konzerthäuser, Museen sowie 
Kinos, mit Ausnahme. von Musikschulen, Kunst­
schulen, Jugendkunstschulen, Autokinos sowie Ar­
chiven und Bibliotheken, 

3. Reisebusse im touristischen Verkehr. Beherber­
gungsbetriebe und sonstige Einrichtungen, die Über­
nachtungsangebote gegen Entgelt anbieten, mit Aus­
nahme von geschäftlichen, dienstlichen oder, in be­
sonderen Härtefällen, zu privaten Zwecken notwen­
digen Übernachtungen, 

4. Mes en und Ausstellungen, 

5. Freizeitparks, zoologi ehe und botanische Gärten 
sowie son tige Freizeiteinrichtungen. auch außerhalb 
geschlossener Räume, und Museumsbahnen, 

6. öffentliche und private Sportanlagen und Sport­
stätten, einschließlich Fitnessstudios, Yogastudios, 
Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen sowie 
Bolzplätze. mit Ausnahme einer Nutzung für den 
Freizeit- und Amateurindividualsport allein, zu zweit 
oder mit den Angehörigen des eigenen Haushalts so­
wie zu dienstlichen Zwecken, für den Reha-Sport, 
Schulsport, Studienbetrieb, Spitzen- und Profisport, 

7. Schwimm-, Hallen-, Thermal-, Spaßbäder und 
sonstige Bäder sowie Badeseen mit kontrolliertem 
Zugang, mit Ausnahme einer Nutzung für den Reha­
Sport, Schulsport, Studienbetrieb, Spitzen- und 
Profisport, 

8. Saunen, 

9. das Gastgewerbe, insbesondere Scbank. und Speise­
wirtschaften, einschließlich Shisha- und Raucherbars 
und gastgewerbliche Einrichtungen im Sinne des 
§ 25 Absatz 2 Gaststättengesetz mit Ausnahme gast­
gewerblicher Einrichtungen und Leistungen im 
Sinne des § 25 Absatz l Gaststättengesetz, des Au­
ßer-Haus-Verkaufs sowie von Abhol- und Liefer• 
diensteo; ebenfalls ausgenommen ist die Verpflegung 
im Zusammenhang mit zulässigen Übernachtungs­
angeboten im Sinne von Nummer 3, 



1072 GBI. vom 7. Dezember 2020 Nr.43 

l 0. Mensen und Cafeterien an Hochschu)en und Akade­
mien nach dem Akademiengesetz, mit Ausnahme der 
Ausgabe von Getränken und Speisen ausschließlich 
zum Mitnehmen und des Außer-Haus-Verkaufs:§ 16 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend, 

J J. Ko metik-, agel-, Massage-, Tanoo- und Piercing­
studios, sowie kosmetische Fußpflegeeinric.htungen 
uod ähnliche Einrichtungen, mit Au nahme von me­
dizin isch notwendigen Behandlungen, insbesondere 
Physi - und Ergotherapie, Logopädie, Podologie und 
Fußpflege; ebenfalls ausgenommen sind Friseurbe­
triebe sowie Barbershops, die nach der Handwerks­
ordnung Friseurdienstleistungen erbringen dürfen 
und entsprechend in die Handwerksrolle eingetragen 
sind w1d 

12. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrich­
tungen sowie jede sonstige Ausübung des Prosti­
tution gewerbes im Sinne von § 2 Absatz 3 des Pros­
tituiertenschutzgesetzes. 

(3) Einzelhandel. betriebe und Märkte im Sinne der§§ 66 
bis 68 Gewerbeordnung, soweit ctiese in geschlossenen 
Räumen stattfinden, haben die Anzahl der zeitgleich an­
wesenden Kundinnen und Kunden in Abhängigkeit von 
der Größe der Verkaufsflächen wie folgt zu beschränken: 

1. bei Verkaufs.flächen, die kleiner als 10 QuadraLmeter 
sind, auf höchstens eine Kundin oder einen Kunden, 

2. bei Verkaufsflächen von bis zu 800 Quadratmeter ins­
gesamt und im Lebensmitteleinzelhandel auf höchs­
ten. eine Kundin oder einen Ku nden je 10 Quadratme­
ter Verkaufsflä he, 

3. bej Verkaufstlächen außerhalb des Lebensmittelein­
zelbandels ab 801 QuadratmeLer insgesamt auf einer 
Fläche von 800 Quadratmeter auf höchstens eine. Kun­
din oder einen Ku nden pro 10 Quadratmeter Verkaufs­
fläche und auf de, 800 Quadratmeter über teigenden 
Fläche auf hö hsten eine Kundin oder einen Kunden 
pro 20 Quadratmeter Verkaufsfläche. 

Filr Einkaufszentren ist die jeweilige Gesamtverkaufs­
fläche anzusetzen. 

(4) Der Präsenz-Studienbetrieb der Hochschulen und 
Akademien nach dem Akademiengesetz wird ausgesetzt: 
digitale Formate und andere Fernlehrformate sind zu­
lässig. Abweichend von Satz l können vom Rektorat und 

der Akademieleitung Veranstaltungen in Präsenzform 
zugelassen werden, oweit diese zwingend notwendig 
und nicht durch Eiusatz..elektroniscber Jnformations- und 
Kommunikation technologien oder andere Fernlehrfor­
mate ersetzbar sjnd. § 16 Absatz 2 Satz 2 gilt entspre­
chend. 

§ 14 

Geltung der allgemei11en hifektiu11ssch4-t vorgaben 
für bestimmte Einrichtungen und Betriebe 

Wer die nachfolgend genannten Einrichrungen, Ange­
b te und Aktivitäten betreibt oder anbietet. hat die 

Hygieneanforderungen nach § 4 einzuhalten, ein Hy­
gienekonzepl nach Maßgabe von § 5 zuvor zu er tellen 
und eine Datenverarbeitung nach § 6 durchzuführen: 

1. Hoch chulen, Akademien nach dem Akadernienge­
etz, Bibliotheken, Archive und Studierendenwerke. 

2. Musikschulen, Kunstschulen und Jugendlnmstschu­
len, 

3. Pflege chulen, Schulen für Gesundheitsfachberufe, 
Fachschulen für Sozialwesen, Schalen für Tätig­
keiten im Rettungsdienst und Weiterbildungs- und 
Fortbildungsstätten der Pflege- und Gesundheits­
facbberufe im Zuständigkeit bereich des Sozial­
mini teriums, 

4. Fahr-, Boots- und Flugschulen einschließlich der Ab­
nahme der theoretischen und praktischen Prüfungen, 

5, sonstige Bildungseimichtungen und -angebote jegli­
cher Art einschl ießl ich der Durchführong von Prü­
fungen, soweit nicht in § 16 Absatz 1 aufgeführt, 

6. im Sinne des § 13 Absatz 2 Nummer 11 zuläs igc 
Einrichtungen, sowie Sonnenstudios 

7, öffentliche und privitte Sportanlagen und Sportstät­
ten einschließlich Fitnessstudio und Yogastudios 
sowie Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen, 

8. Einzelhandelsbetriebe und Märkte im Sinne der 
§§ 66 bis 68 GewO mit Ausnahme der Anforderun­
gen des§ 6, 

9. das Ga tgewerbe ein chließlich gastgewerblicher 
Eiruichrungen und Leistungen im Sinne des § 25 
GastG: bei gastgewerbliche.n Einrichtungen und 
Leistungen im Sinne des § 25 Absatz I Satz 1 GastG 
muss die Datenverarbeitung nach § 6 nur bei exter­
nen Gästen vorgenommen werden, 

IO. Beherbergungsbetriebe, 

J 1. Kongresse und 

1:2. Wettannahmeste.11.en. 

Beim Betreiben oder Anbieten dieser Einrichtungen, An~ 
gebote und Aküvitäten gilt ein Zutritts- und Teilnahme­
verbot nacb § 7. Darüber hinau sind die Arbeit schutzan­
forderungen nach § 8 einzuhalten; die gilt nicbt im Fal le 
des Satzes I Nummern 2 und 5. Sätze I bis 3 gelten auch, 
wenn im Rahmen der Einrichtuqg, des Angebots oder der 
Aktivität eine nach § 10 erlaubte Veranstaltung durchge­
führt wird. Eln Zutritts- und Teilnahmeverbot nach§ 7 gilt 
auch für die in § 3 Absatz I Nummern I und 4 genannten 
Verkehrsmit tel, Bereiche und Einrichtungen. 

Teil 2 - Besondere Regelungen 

§ 15 

Gn-tndsat~ 

(1) Die aufgrund der§§ 16 bis 18 und de § 12 Absatz 3 
erla senen Recht verordnungen gehen sämtlichen Rege­
lungen von Teil I vor, sofern dort abweichende Reg.elun­
gen getroffen werden. 
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(2) Absatz 1 giJt nicht, soweit in diesen Rechtsverord­
nungen von §§ 9. 10 Absatz 3 Satz l Nummer 1 und§ 13 
Absätze 1 bi 3 abgewichen wird; ausgenommen sind 
Regelungen, (Üe weitergehende Maßnahmen zum Schutz 
vor lnfektjonen vorsehen. 

§ 16 

Verordni1ngsemliichtig111rge,1 

(1) Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 TfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung für den Betrieb 
von Schulen in seiner Ressortzuständigkeit, Betreuungs­
angebote der verlässlichen Grundschule und der flexib­
len Nachmittagsbetreuung, Hone sowie Horte an der 
Schule, Kindertageseinrichtungen. Grund chulförder­
klas ·en, Schulkindergärten und Kindertagespflegestellen 
zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be­
dingungen und Anforderungen. insbesondere Hygiene­
vorgaben, festzulegen. 

(2) Das Wissenschaftsministerium wird gemäß § 32 
Satz 2 lfSG ermächtigt, im Einvernehmen mit dem So­
zialmini •terium durch Recht verordnung für den Betrieb 
von 

1. Hoch chuJen, Akademien nach dem Akademien­
gesetz. Bibliotheken und Archiven, 

2. Studierendenwerken und 

3. Kunst- und Kultureinrichtungen, soweit nicht in Num• 
mer I und Ab atz 5 aufgeführt, sowie Kinos 

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronaviru 
Bedingungen und Anforderungen, insbesondere Hygie­
nevorgaben, festzulegen. Satz I Nummer I findet keine 
Anwendung auf die Hoch cbu le für Polizei Baden-Würt­
temberg einschließlich des Präsidiums Bildung der 
Hochschule für Polizei Baden-Württemberg owie die 
Hochschule für Rechtspflege Schwetzingen. Für die 
Hochschule für Polizei Baden- Württemberg einsch ließ­
lich des Präsidium Bildung der Hochschule für Polizei 
Baden-Württemberg können vom Innenministerium und 
für die Hochschule für Rechtspflege Schwetzingen vom 
Justizmini sterium die für den Ausbildungs-, Studien­
und Fortbildungsbetrieb und die Vorbereitung und 
Durchführung von Prüfungen sowie für das Einstel ­
lungsverfahren erforderlichen Ausnahmen von den Be­
schränkungen dieser Verordnung zugela sen werden. 

(3) Da Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung für den .Betrieb von 

1. Krankenhäusern. Vor orge- und Rehabilitationsein­
richtungen, Dialy eeinrichtungen und TageskUniken, 

2. Einrichtungen für Men - hen mil Pflege- und Unter­
stützungsbedarf oder mit Behinderungen, 

3. Einrjchtungen der Wohnungslosenh.ilfe, 

4. ambulant betreuten Wohnprojek.,en der Wohnungs­
losenhilfe sowie von einem Anbieter verantworteten 
ambulant betreuten Wohngemeinschaften nach dem 
Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz, 

5. Betreuung - und Unterstützungsangeboten im Vor­
und Umfeld von Pflege, 

6. Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit sowie Ju­
gendsozialarbeit, 

7. Ptlegeschulen, Schulen für Gesundheitsfachberufe 
und Fachschulen für Sozialwe en in seiner Ressort­
zuständigkeit, 

8. Weiterbildung - und Fortbildungsstätten der Pflege-
und Gesundheitsfachberufe sowie 

9. Schulen für Tätigkeiten im Rettung clienst 

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be­
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene• 
vorgaben, festzulegen . 

(4) Das Innenministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ennächtigt, durch Recht verordnung zum Schutz vor 
einer Infektion mit dem Coronavirus 

1. für den Bt,trieb von Landeserstaufnahmeeinrichtungen 
Bedingungen uod Anforderungen, insbesondere auch 
Hygienevorgaben, und 

2. die Ab onderung von Personen. die in eine Landes­
erstaufnahmeeinrichtung neu oder nach längerer Ab­
wesenheit aufgenommen werden, 

festzulegen. 

(5) Das Kultusmirusterium und das Sozialministerium 
werden gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch ge­
mein ame Rechtsverordnung für den Betrieb von 

l. öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sport­
stätten einschließlich Fitnessstudios und Yogastudios 
und der Durchführung sportlicher Wettkämpfe sowie 
Tanzschulen und ähnlichen Einrichtungen, 

2. Bädern einschließlich Saunen und Badeseen mit kont­
rolliertem Zugang sowie 

3. Musikschulen, Kunstschulen und Jugendkunstschulen 
sowie für entsprechende Angebote im Sinne des § 14 
Satz 1 Nummer 5 in der Ressortzuständigkeit des Kul­
tusministeriums 

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronaviru Be­
dingungen und Anforderungen , io be ondere Hygiene­
vorgaben, festzulegen. 

(6) Das Verl<ehrsministerium und das Sozialministerium 
werden gemäß § 3'.! Satz 2 lfSG ermächtigt, durch ge­
meinsame Rechtsverordnung für 

J. den öffentlichen und touristischen Personenverkehr 
im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer I einschließlich 
gastgewerblicher Leistungen im Sinne des § 25 Ab­
satz i Satz 2 GastG und 

2. die theoretische und praktische Fahr- Boots- und 
Flugausbildung, die theoretischen und praktischen 
Prüfungen sowie die praktischen Au bildungsinhalte 
der Aus- und Weiterbildung der amtlich anerkannten 
Sachverständigen und Prüferinnen und Prüfer fü r den 
Kraftfahn.eug-, Boots- und Flugverkehr sowie weitere 
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Angebote der Fahrschulen, die sich unmittelbar aus 
der Fahrerlaubnis-Verordnung oder dem Straßenver­
kehrsgesetz ergeben, 

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be­
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene­
vorgaben, festzulegen. 

(7) Das Wirtschaftsministerium und das Sozialmjoiste-­
rium werden gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
gemeinsame Rechtsverordnung für 

1. den Einzelhandel, 

2. das Beherbergungsgewerbe, 

3. das Gastgewerbe einscbJieß)icb gastgewerblkhe.r 
Einrichtungen im Sinne des § 25 Absatz l Satz J und 
Absatz 2 GastG. 

4. Messen. Au Stellungen sowie Kongresse, 

5. das Handwerk, 

6. Friseur-, Massage-, Kosmetik-, Sonnen-, Nagel-. 
Tattoo- und Piercingstudios, medizinische und n.icht 
medizinische Fußpflegeeinrichtungen, 

7. Vergnügungsstätten, 

8. Freizeitparks, einschließlich solcher, die als Reise­
gewerbe im Sinne des§ 55 Absatz l Gewü betrieben 
werden und 

9. Märkte 1m Sinne der§§ 66 bis 68 GewO 

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be­
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene­
vorgaben, festzulegen. 

(8) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, Jm Einvernehmen mit dem jeweils zuständi­
gen Ministerium durch Rechtsverordnung für sonstige 
Einrichtungen, Betriebe, Angebote und Aktivitäten, die 
nicht in dieser Vorschrift sowie in § 12 gesondert gere­
gelt sind. zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coro­
navirns Bedingungen und Anforderungen, insbesondere 
Hygienevorgaben, festzulegen. 

§ 17 

Verord11w1g~ennächtigu11gen. zu Absonderungspflichten 

Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 HSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen zu 

Absonderungspflichten und damit im Zusammenhang 
stehenden weiteren Pflichten und Maßnahmen zur Be­
kämpfung des Coronavirus zu erlassen, insbesondere 

1. die Absonderung von Personen, die au einem Staat 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland einrei en, 
in geeigneter Weise gemäß § 30 Absatz l Satz 2 IfSG, 

2. die Absonderung von Kranken, Krankheitsverdäch­
tigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidem, in 
geeigneter Weise gemäß§ 30 Absatz 1 Satz 2 TfSG. 

3. die Pflicht von Personen nach Nummer l gemäß§ 28 
Absatz 1 Satz 1 lfSG, sich bei den für sie zuständigen 

Behörden zu melde□ und auf das Vorliegen der Vor­
aussetzungen für die Absonderung hinzuweisen, 

4. die Beobachtung von Personen nach Nummer l ge­
mäß § 29 JfSG und 

5. bemfliche Tätigkeitsverbote für- Personen nach Num­
mer I gemäß§ 3 l IfSG einschließlich solcher, die sich 
gegen Personen richten , die ihren Wohnsitz außerhalb 
von Baden-Württemberg haben, 

sowie Ausnahmen hiervon und Auflagen eimcbließlich 
weiterer Anordnungen hierzu vorzuschreiben. 

Teil 3 - Datenverarbeitung, Ordnungswidrigkeiten 

§ 18 

Verarbeitung persorienbezogener Daten 

Das Sozialmini terium und das Innenministerium wer­
den gemäß § 32 Satz 2 IfSG e1mächtigt, durch gemein­
same Rechtsverordnung nähere Einzelheiten zur Ver­
arbeitung personenbezogener Daten zwischen Gesund­
heitsbehörden, Ortspolizeibehörden und dem Polizei­
vollzugsdienst zu re_geln, soweit die aus Gründen des 
Infektion schutzes erforderlich ist 

1. zum Schutz der Beamtinnen und Beamten des Polizei­
vollZDgsdienstes sowie der Beschäftigten der Orts­
polizeibehörden vor Ansteckung bei Einsälzen, 

2. zur Anordnung, Durchführung, Überwachung und 
zum Vollzug von Maßnahmen nach dem Infektions­
schutzgesetz, 

3. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrig­
keiten nach dem lnfel'tionsschutzgesetz und auf seiner 
Grundlage ergangener Rechtsverordnungen und 

4. zur Prüfung der Haft- oder Unterbringungsfähigkeit 
sowie der Erforderlichkeit einer isolierten Unterbrin­
gung in Gewahrsamseinrichtungen und Justizvoll­
zugsanstalten. 

§ 19 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 a Num­
mer 24 JfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

l. entgegen § 2 Absatz 2 zu anderen Personen den Min­
destabstand von 1.5 Metern nicht einhält, 

2. entgegen § 3 Absatz l keine Mund-Nasen-Bede­
ckung trägt, 

3. entgegen § 6 Absatz 5 als Anwesende oder Anwe eo­
der unzutreffende Angaben zu Vorname, Nachname, 
Anschrift. Datum der Anwesenheit oder Telefon­
nummer macht, 
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4. entgegen § 9 Absalz 1 an einer Ansammlung teil­
nimmt oder eine private Veranslaltung abhält, 

5. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, § 12 Absatz 1 Satz 2 
oder § 12 Absatz 2 Satz 2 eine Veranstaltung abhält, 

6. einem Zutritts- oder Teilnahme verbot nach § 10 Ab­
satz l Satz 2, § 12 Absatz 1 Satz 3, § 12 Absatz 2 
Satz 3 oder§ 14 Sätze 2 oder 5 zuwiderhandelt, 

7. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 oder § 14 Satz 3 
Arbeitsschutzanforderungen nicht einhält, 

8. entgegen § 10 Absatz 3 Satz I eine Veranstaltung 
abhält, 

9. entgegen § 11 Absatz 2 Satz l nichl auf di.e Einhal­
tung der Abstandsregel nach§ 2 hinwirkt, 

10. entgegen § 13 Absätze l oder 2 eine Einrichtung be­
lfeibt oder 

11. entgegen § 14 Satz 1 Einrichtungen, Angebote oder 
Aktivitäten betreibt oder anbietet. 

Teil 4 - Schlussvorschriften 

§ 20 

Weiiergehende Maßnahmen. Abweichungen 

(1) Das Recht <ler zuständigen Behfüden, weitergeheude 
Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen zu erlassen, 
bleibt von dieser Verordnung unberührt. 

(2) Die zuständigen Behörden können aus wichtigem 
Grund im Einzelfall Abweichungen von den durch diese 
Verordnung oder aufgrund dieser Verordnung aufgestell­
ten Vorgaben zulassen. 

(3) Das Sozialministerium kann den zuständigen Behör­
den im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht weitere 
Weisungen für ergänzende regionale Maßnahmen bei au­
ßergewöhnlich starkem Infektionsgeschehen (Hol pot­
strategie) ertei len. 

§ 21 

lnkrafitreten, Außerkra_fitreteri 

(0 Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung vorn 
23 . Juni 2020 (OBI. S.483), die zuletzt durch Artikel l 
der Verordnung vom J 7. November 2020 (GB!. S. l 052) 
geändert worden ist, außer Kraft. Die aufgrund der 
Corona-Verordnung vom 23. Juni 2020 (GBJ. S.483), die 
zuletzt durch Artikel I der Verordnung vom 17. Novem­
ber 2020 (GBI. S. 1052) geändert worden ist, erlasseuen 
Rechtsverordnungen gelten bis zu einem Außerkraft­
treten nach Absatz 2 Satz 3 fort. 

(2) § 13 Absätze 2 bis 4 treten mit Ablauf de 20. Dezem­
bers 2020 außer Kraft. lm Übrigen tritt diese Verordnung 
mit Ablauf des 27. Dezember 2020 außer Kraft. Mit 
Außerkrafttreten dieser Verordnung gemäß Satz 2 tteten 

sämtliche Verordnungen, die aufgrund dieser Verord­
nung oder der vom 23. Juni 2020 erlassen wurden, außer 
Kratl, sofern sie nicht zuvor aufgehoben wurden. 

STUTTGART, den 30. November 2020 

Die Regierung des Landes Bade.n-Würt emberg: 

l<RETSCHMA.NN 

STROBL SlTZMANN 

BACJER DR. EtSENMANN 

UNTERSTEL.LER 

LUCHA 

WOJ...F 

DR. HüFFMElSTER-KRAUT 

HAUK 

HERMANN 

Elu.BR 

Anmerkung: Die Vero1dnung wurde am 30. November 
2020 durch öffentliche Bekanntmachung des Staats­
minisreriums twtverkünd.et gemäß § 4 Satz 1 des Verkün­
dungsgeset._es und trat damil gemäß § 21 Absatz J der 
Verordnung am J. Dezember 2020 in Kraft. 

Verordnung des Justizministeriums 
zur Aufhebung und Einrichtung 
von Grundbucheinsich tsstellen 

Vom 12. November 2020 

Auf Grund von § 35 a Absatz 1 Satz l und 2 des Landes­
gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 12. Fe­
bruar 1975 (GBL S.116), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetze vom 17. Dezember 2019 (GBl. S. 593,596) 
geändert worden isr, wird verordnet: 

§ 1 

Aufhebung 

Die Grundbucheinsichtsstellen bei den Gemeinden 
Königsbach-Stein und Lichtenwald sowie bei der Stadt 
Grünsfeld werden aufgehoben. 

§2 

Elnrichrung 

Bci der Stadt Heimsheim wird eine Grulldbucheinsichts­
steUe eingerichtet. 

§3 

lnkrafttrete11 

Diese Verordnung aitt am 1. Januar 2.021 in Kraft. 

Sl'U-J"l"CiART, den 12. November 2020 Wau 
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Verordnung des Innenministeriums 
über die Ausbildung und Prüfung 

für den gehobenen Dienst im digitalen 
Verwaltungsmanagement (Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den gehobenen Dienst 

im digitalen Verwaltungsmanagement -

APrODVMgD) 

Vom 13. November 2020 

Es wird verordnet auf Grund von 

1. § 16 Absatz 2 Satz I und 3 des Landesbeamtengeset­
zes (LBG) vom 9. November 2010 GBl. S. 793, 794), 
das zuletzt durch Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 
15. Oktober 2020 (GB !. S.914, 921) geändert worden 
ist, im Benehmen mit dem Finanzministerium, 

2. § 34 Absatz 4 Satz l Halbsatz 1 des Landeshochschul· 
gesetzes (LHG) vom J. Januar 2005 (GB\. S; l das 
zuletzt durch Artikel l de Gesetzes vom 24. foni 
2020 (GBl. S.426) geändert worden ist, im Einver­
nehmen mit dem Wissenschaftsministerium: 

§ 1 

Ausbildungsziel 

Ziel der Ausbildung ist es, nach Maßgabe des § 29 Ab­
satz I der Lautbahnverordnung-lnnenminisce1ium in der 
jeweils geltenden Passung Beamtinnen und Beamte 
heranzubilden, die nach ihrer Persönlichkeit sowie nach 
ihren allgemeinen und fachlichen Kenntnissen und 
Fähigkeiten für den gehobenen Dieosr im digitalen Ver­
waltungsmanagement geeignet sind. Die Ausbildung soll 
durch ein anwendungsbezogene, Studium sowie durch 
Praxisphasen mit FaTistudien theoretisch-analytische Fä.­
higkeiten, informationstechnische Kenntnisse und me­
thodische Kompetenzen vermitteln die dazu befähigen, 
die digitale Transformation in der öffentlichen Verwal ­
tung voranzutreiben. Die Ausbildung umfasst auch die 
Vermittlung interkultureller Kompetenz und von Inklu-
ionskompetenz. 

§2 

Ausbildungsdauer 

Die Ausbildung besteht aus einem Vorbereitungsdienst 
in Form eines sech Semester umfassenden Studiums an 
der Hochschule für öffenfliche Verwaltung Kehl oder an 
der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen 
Ludwigsburg (Hochschulen). 

§ 3 

A11sbildurigsbeltörden, Ausbildungsstellen 

J) Ausbildung behörden sind die Hochschulen. 

(2) Ausbildungsstellen sind 

1. die Bürgermeisterämter und di.e Gemeindeverbände; 

2. privatrechtlich organisierte Vereinigungen , Einrich­
tungen oder Unternehmen, deren Kapital (Grund- oder 
Stammkapital) sich unmitcelbar oder mittelbar ganz 
oder überwiegend in öffenllicher Hand befindet oder 
die fortlaufend ganz oder überwiegend au öffentli­
chen Mitteln unterhalten werden: 

3. Landesbehörden mit Ausnahme der obersten Landes­
behörden; 

4. die onstigen juristischen Per onen des öffentlichen 
Rechts, clie der Aufsicht des Landes unterstehen. 

§4 

Zulassu11g zur Ausbildu11g 

(l) Für die Vergabe von Ausbildungsplätzen setzt das 
lnnemn.inisterium im Einvernehmen mit dem Wissen­
schaftsministerium eine Zulassungszahl fest. Die Zulas-
ungszahl bestimmt, wie viele Bewerberinnen und Be­

werber böchstens mit der Ausbildung beginnen dürfen. 

(2) Der Zulassungsantrag ist bei der zuständigen Hocb­
schule einzureichen. Örtlich zu fändig ist 

L die Hochschu le für öffentliche Verwaltung und Finan­
zen Ludwigsburg für Bewerberinnen und Bewerber 
1n.it Hauptwohnsitz in den Regierungsbezirken Stutt~ 

gart und Tübingen; 

2. die Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl für 
Bewerbe1innen und Bewerber mit Hauptwohnsitz in 
den Regierungsbezirken Karlsruhe und Freiburg: 

3. im Übrigen die Hochschule, bei der die Bewerbung 
erfolgt. Wer keinen Hauptwohnsitz in Baden-Wün­
temberg hat, kann die Zulassung wahlweise bei einer 
der Hochschulen beantragen. 

(3) Dem Zulassungsantrag sind beizufügen: 

1. eine Kopie des Schulabschlusszeugnisses, das die 
Hochschulzugangsberechtigung nachweist oder, wenn 
ein solches noch nicht vorliegt. Kopien der letzten 
beiden Schulzeugnisse nach§ 6 Ab atz J Satz 3 Num­
mer 2 oder Kopien der Nachweise über den Besitz 
einer sonstigen Qualifikation für ein Srudium nach 
§ 58 Absatz 2 des Landeshochscbulgesetze (LHG) 
vom l. Januar 2005 (081. S. 1), das zuletzt durch Arti­
kel I de Gesetzes vom 24. Juni 2020 (GB I. S.426) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung; 

2. im Pa!le des § 6 Absatz 2 entsprechende Nachweise; 

3. eine EinverständniserkJärung der gesetzliche□ Vertre­
ter, falls die sich bewerbende Person nicht volljährig 
ist. 

Eine Vorlage der Originalzeugnisse oder der Nachweise 
nach Satz 1 Nummer I und 2 kann verlangt werden. 
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§5 

Vo raussetzungenfiir die Einstellung 

(l) In den Vorbereitungsdienst kann durch die Hoch­
chule eingestellt werden. wer 

1. die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfüllt~ 

2. a) die allgemeine Hochschulreife, die fachgebundene 
Hochschulreife, die Fachhochschulreife oder einen 
als gleichwertig anerkannten Bildungs tand oder 

b) eine sonstige Qualifikation für ein Studium nach 
§ 58 Absatz 2 LHG nachweist; 

3. im Auswahlverfahren nach den§§ 6 und 7 sowohl von 
der Hoch c.hule als auch von einer Ausbildungsstelle 
ausgewäh lt worden ist und 

4. nach ärztlichem Zeugnis über die erforderliche ge­
sundheitliche Eignung oder als schwerbehinderter 
oder gleichgestellt behinderter Mensch über das Min­
destmaß an gesundheitlicher Eignung verfügt. 

Bei der Entscheidung über die Ein tellung mu s ein Füh­
rungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde nach § 30 
Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes in der je­
weils geltenden Fassung vorliegen, das oei der: Eotscbei­
dung nicht älter als drei Monate sein soll. Das Führungs­
zeugnis ist von der Bewerberin oder dem Bewerber zur 
Vorlage bei der Ausbildungsbehörde zu beantragen. Die 
zur Einstellung vorgesehenen Bewerberinnen und Be­
werber haben schriftlich oder elektronisch eine Erklä­
rung über etwa anhängige strafrechtliche Ermittlungs­
verfahren oder Strafverfahren sowie über Disziplinar­
maßnahmen vorzulegen. 

(2) Mit der Ernennung durch die Hochschule werden 
die in den Vorbereitungsdienst eingestellten Personen 
Beamtinnen und Beamte auf Widenuf. Sie führen 
die Dienstbezeichnung >1 Regierungsinspektoran wärte­
rin« oder >> Regierungsinspektoranwärten< (Anwärterin 
und Anwärter). 

Einbeziehung in das Auswahlve,fahren 

(1) Für die Einbeziehung in da Au, wahlverfahren kann 
das 1nnenministerium einen Notendurchschnitt festle~ 
gen, der mindestens erreicht sein muss. Die Hochschulen 
beziehen diejenigen Bewerberinnen und Bewerber, die 
auf Grund einer Vorauswahl nach der zu Grunde zu le­
genden Note am besten geeignet sind, in das Auswahl­
verfahren ein. Maßg blich für die Vorau wahl ist bei Be­
werberinnen und Bewerbern, 

L. die bereits eine Hochschulzugangsberechtigung nach 
§ 5 Absatz 1 Nummer 2 besitzen die Durchschnitts­
note der Hochschulzugangsberechtigung; im Palle des 
§ 58 Absatz 2 ummer 6 LHG die Durchschnittsnote 
der Eignungsprüfung; 

2. die zu Beginn des Studiums voraussichtlich eine 
Hochschulzugangsberechtigung oac], § 5 Absa1:7, 1 
Nummer 2 Buchstabe a besitzen werden, die Durch­
schnittsnote, die aus den beiden letzten Schulzeugnis­
sen errechnet wird, wobei diese für das Erlangen des 
Schulabschlusses maßgebend sein müssen, der eine 
Hochschulzugang berechtigung vennittelt. 

Für die E1mittlung der Durch chnittsnote nach Satz 3 
Nummer 1 findet Anlage 2 der Hocbschu lvergabeverord­
nung vom 13. Januar 2003 (GBI. S. 63 , ber. S. II 5), di 
zuletzt am 7. Januar 2019 GBI. S. 9) geändert worden 
ist, in der jeweils gettenden Fassung entsprechende An­
wendung; die Durcbschnittsnote nach Satz 3 Nummer 2 
wird aus dem arithmetischen Mittel der Noten der Fächer 
dieser Zeugnisse auf eine Stelle nach dem Komma ohne 
Rundung errechnet. In das Auswahlverfahren sollen 
mindesten doppelt so viele Personen wie die festgelegte 
Zulassungszahl einbezogen werden. 

(2) Personen, die ei ne Dienstpflicht nach Artikel 12a des 
Grundgesetzes, einen freiwilligen Wehrdienst nac.h § 4 
Absatz 3 des Wehrpflichtgesetzes in Jerjeweils geltenden 
Fassung oder § 58b de, Soldatengesetzes in der jeweils 
geltenden Fassung erfüllt haben oder noch erfül len oder 
die eine mindestens einjährige Tätigkeit nach § l des Ent­
wicklungshelfer-Gesetzes vom 18. Juni 1969 (BGB!. l 
S. 549) das zuJetzt durch Artikel 6 Absatz 13 des Gesetzes 
vom 23. Mai 20 17 (BGB!. I S, 1228, 1242) geändert wor­
den ist, in der jeweils geltenden Fas ung, nach den §§ 3 
und 4 des Jugendfreiwilligendienstegesetzes vom 16. Mai 
2008 (BGB!. 1 S. 842), das zuletzt durch Artikel 47 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGB!. l S.2652, 
2717) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas­
sung, oder nach § 2 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes 
,min 28. April 201 l (BGB!. I S. 687), das zuletzt durch 
Artikel 50 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGB!. 
I S. 2652, 2718) geändert worden ist, in der jeweils gelten­
den Passung, au geübt haben oder noch au üben, werden 
in das Auswahlverfahren einbezogen. wenn 

1. sie bei einer Bewerbung zu einem Termin, der dem 
Zeitpunkt des Beginn de Dienstes oder der Tätigkeit 
unmittel bar vorausging, nach Ab atz l in das Aus­
wahlverfahren einbezogen worden wären und 

2. sie zum nächstmöglichen Bewerbungstermin nach 
Beendigung des Dienstes oder der Tätigkeit die Zu­
lassung beantragt haben. 

§7 

Durchführung des Auswahlverfahrens 

(1) Die Auswahl unter den nach § 6 in da Auswahl­
verfahren einbezogenen Bewerberinnen und Bewerbern 
erfolgt durch die Hochschulen und die Ausbildungs­
stellen. Zunächst prüfen die HochsclmJen durch einen 
Test die Studierfähigkeit; an chließend prüfen die Au -
bildungssteJlen die per önJiche und soziale Kompetenz 
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der Bewerberinnen ond Bewerber. Der Studierfähig­
keitstest kann insge. amt einmal wiederholt werden. Wer 
den Studjerfähigkeitstest nicht bestanden hat, ist vom 
weiteren Auswah lverfah~ea ausgesc.hlossen. Auf das 
Auswahlverfahren ist§ 25 entsprechend anzuwenden. 

(2) Die inhaltliche Ausgestaltung des Studierfähigkeits­
tests richtet sich nach dem Anforderungsprofil für den 
gehobenen Dien tim digitalen Verwaltungsmanagement. 
Dabei haben die Bewerberinnen und Bewerber nachzu­
weisen, dass sie über eine vertiefte Allgemej nbildung 
und fnteresse an Themen des digitalen Wandels, über 
logisches, analytisches und konzeptionelles Denkver­
mögen und über Fertigkeiten in der deutschen Sprache 
verfügen, Konzentrationsfä.higkeit besitzen und belast­
bar ind. l)ie Studierfähigkeirstest sind landesweit 
einheitlich durchiuführen. Die Hochschulen regeln die 
weiteren Einzelheiten zum Inhalt, zum Verfahren sowie 
zu den Mindestanforderungen für das Bestehen der Stu­
dierfähigkeitstests durch eine gemeinsame Satzung der 
Hochschulen, die insoweit der Zustimmung des fonen­
rrunisteriums bedarf. 

(3) Nach bestaodeoem Studierfäbigkeitstest haben sich 
die Bewerberinnen und Bewerber bei einer Ausbildungs­
~telle ihrer Wahl vorzustellen. Die Vorstellung bei meh­
reren Ausbildungsstellen ist zulässig. Die Hochschulen 
können fe.1 tlegen, bis zu welchem Zeitpunkt die Auswahl 
durch eine Ausbildungsstelle erfolgt sein muss. 

(4) Die Ausbildungsstellen führen vor ihrer Auswah lent­
scheidung ein persönliches Gespräch mit den Bewerbe­
rinnen und Bewerbern. Sie teilen der zuständigen Hoch­
schule unverzüglich ihre Entscheidung mit. 

(5) Die Zulas ungsent cheidung der Hochschulen beruht 
zu gleichen Teilen auf dem Testergebnis und der nach § 5 
Absatz l Nummer 2 maßgeblichen Durchschnitt nole. 
l)er Gesamtdurchschrutt wird bis auf zwei Dezimal­
stellen ausgewiesen . Die weiteren Dezimalstellen wer­
den gestrichen 

(6) Die Hochschulen erteilen den Bewerberinnen und 
Bewerbern einen abschljeßenden Be cheid über die 
Zulassung. 

§8 

Verfall der Zulassung 

Die Zulns un_g wird unwirksam, wenn der Vorberei­
tungsdienst nicht innerhalb von zw6 Monaten nach dem 
im Zulassungsbescheid bestimmten Zeitpun"-1: begonnen 
wird. Die Hochschulen können in begründeten Einzel­
fällen Ausnahmen von Satz I mln sen. 

§9 

Zuweisung v, einer Hochschule örtliche Zuständigkeit 

(J) Die Hochschulen bestimmen im gegenseitigen Ein­
vernehmen, an welcher Hoch cbule die zugelassenen 
Bewerberinnen und Bewerber jhren Vorbereitung ruen t 

zu absolvieren haben. Die Wünsche der Bewerberinnen 
und Bewerber sollen berücksichtigt werden. Reicht die 
Aufnahmekapazität einer Hochschule dafür nicht aus, er­
folgt die Zuweisung unter Berücksichtigung der für den 
Wunsch der Bewerberinnen und Bewerber maßgebenden 
familiären, sozialen und wirtschaftlichen Gründe sowie 
des Ergebnisse des Auswahlverfahreos_ 

(2) Anwärterinnen und Anwärter können während des 
Vorbereitungsdienstes 

1. auf Antrag aus wichtigen per. önlichen, insbesondere 
familiären oder sozialen Gründen oder 

2. wenn es auf Grund der Kapazitäten der Hochschulen 
erforderlich ist, 

an die jeweils andere Hochschule im Einvernehmen mir 
dieser wgewiesen werden. 

(3) Die nach Absatz 1 oder 2 bestimmte Hochschule wird 
für die ihr zugewiesenen Personen mit Bekanntgabe der 
Entscheidung örtlich zuständig. 

§ 10 

Eirigliederungsberechtigre nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz 

( l) Die Vorschriften des Soldatenversorgungsgeseczes 
vom 16. September 2009 (BGBl. l S.3054), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Mai 2020 (BGBl. l 
S. 106 • 1064) geändert worden ist, in der jeweils gelten­
den Fassung, und die dazu ergangenen Durchführungs­
vorschriften bleiben unbertihrt. 

(2) Für Bewerberinnen und Bewerber, die Eingliede­
rung berechtigte im Sinne von § 1 der Stellenvorbehalts­
Verordnung vom 24. August l 999 (BGBJ. I, S. 1906 ). 
die zu letzt durch Artikel 57 Absatz 6 des Gesetze vom 
12. Dezember 20 l 9 (BGBl. I, S. 2652, 2721) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind, gelten 
die Bestimmungen über ilie Zulas ung mit folgenden 
Maßgaben: 

1. an Stelle des Zulassungsantrags nach § 4 Absatz 2 

tritt die Bewerbung bei der Vormerkstelle nach § 6 
der Stellenvorbehallsverordnung; die Vormerk telle 
schlägt Bewerberinnen und Bewerber, die für die 
Ausbildung in Betracht kommen, einer Hochschule 
zur Auswahl vor; 

2. eine Vorauswahl auf Grund von Noten nach § 6 Ab­
satz 1 findet nicht statt; 

3. die Auswahlentscheidung der Hochschulen nach § 7 
Absatz 5 beruht nur auf dem Testergebnis; ein Ver­
gleich mit Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht 
Eingliederungsberechtigte sind, findet nicht tatt. 

§ 1 J 

Entlassung 

Das Beamtenverhältnis auf Widerruf endet spätestens 
mit Ablauf des Tages, an dem den Anwärterinnen und 
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Anwärtern durch die Hochschule eröffnet wird, dass sie 
die Staatsprüfung für den gehobenen Dienst im digitalen 
Verwaltungsmanagement nach § 19 Absatz 1 bestanden 
oder endgültig nicht bestanden haben. Die Entlassung 
aus dem Beamtenverhältnis auf Widerruf soll erfolgen, 
wenn ei n wichti ger Grund vorliegt, insbesondere wenn 
kein ltihreichendes Fortschreiten der Ausbildung zu er:­
kennen ist. 

§ 12 

Regelstudienzeit. Studienaufbau, Ausbild11ngsi11halte 

( l) Das sechs Semester umfassende Studium ist als 
Bachelorstudiengang ausgestaltet. Das Studium beginnt 
mit einer Einführungszeit von vier Wochen in einer Au·­
bildungsstelle. § 16 Absatz 8 und 9 sowie § 17 Absatz l 
gelten entsprechend. Teil des Studiums sind ab dem 
zweiten Semester fünf Praxisphasen mit Fallsrudien in 
den Ausbildungsstellen, deren zeitlicher Umfang wäh­
rend des Studiums insgesamt 20 Wochen beträgt. 

(2) Das Studium umfasst mindestens die folgenden 
Studieninbalte: 

l. iechnische Dimensionen der Digitalisierung mit den 
Grundlagen der Informatik und den Schwerpunkten 
Software-Engineering, IT- uod Informationssysteme 
sowie E-Govemroent, 

2. Verwaltungsmanagement mit den Schwerpunkten 
Organisations-, Prozess- und Projektmanagement 
owie In vestitionsrecbnung, 

3, rechtliche Grundlagen der Verwaltung einschließlich 
der zivilrechtlichen Grundlagen des Verwaltungs­
handeln und den Schwerpunkten Verwaltungsrecht 
und IT-Recht Llnd 

4. DigjtaJ Leadersbip mit den Themenfeldern Steuerung, 
Teamfüln·ung, Kommunikation und Wissensmanage­
ment. 

(3) Die Hochschulen regeln unter Beachtung der Ab­
sätze I und 2 sowie der §§ 13 bis 17 das Nähere zu den 
Ausbi ldungsinhalten und zum Studienablauf jeweils 
durch Satzung, die der Zustimmung des Innenministe­
riums bedarf. 

§ 13 

Verlängeru11g oder Verf...·ür1.ung 
des Vorbereitungsdienstes 

Die Hochschulen können den Vorbereitungsdienst für 
Anwärterinnen und Anwärter die unverschuldet so 
umfas ende Teile des Studium versäumt haben, dass das 
Erreichen des Ausbildungszieles gefährdet ist, mit Ein­
verständni der Anwärterinnen und Anwärter um bis zu 
ein Jahr verlängern. In besonderen Härtefällen können 
die Hochschulen in den Fällen des Satzes l mit Einver­
ständnis der Anwärterinnen und Anwärter den Vrn:berei­
tungsdienst ausnahmsweise einmalig höchstens um bis 
zu ein weiteres Jahr verlängern; § 11 Satz 2 bleibt un-

berührt. Außer Betracht bleiben Zeiten des Erholungs­
u.rlaubs oder eines Sonderurlaubs nach den §§ 26, 29 und 
30 der Arbeit zeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO) 
vom 29. November 2005 (GB!. S. 706), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 15. Oktober 2020 
(OBI. S. 914, 923) in der jeweils geltenden Fassung so­
wie von bls zu zehn Urlaubstagen aus onstigen Gründen 
nach§ 31 AzUYO. 

§ 14 

Module 

(1) Das Studium gliedert sich in thematisch und zeitlich 
abgeschlossene Studieneinheiten (Module), die sich aus 
verschiedenen Lehr- und Lernformen zusammensetzen 
können. 

(2) Die Hochschulen haben die Studieninhalte, die als 
Module zusammengefasst werden, in Beschreibungen 
dai:zustelJen und in diesen die Antei le, die auf die in § 12 
Absatz 2 genannten Studieninhalte entfallen. auszuwei­
sen. 

(3) Der erfolgreiche Abschluss der Module setzt den Er­
werb einer durch Satzung der Hochschulen festzulegen­
den AnzahJ voo Leistungspunkten nach § 15 Absatz 1 
und das Bestehen der Modulprüfungen nach § 20 voraus . 

§ 15 

Leistunsspunkte 

(1) Für Module, deren Prüfungen bestanden wurden, 
werden Leistung punJrt:e (Credit Points) nach dem Euro­
päischen System zur Übertragung und Akkumulierung 
von Studienleistungen (ECTS) vergeben. Für die Ver­
gabe von Leistungspunkten werden alle mit einer Lehr­
veranstaltung oder ei ner Prüfung verbundenen, studien­
bezogenen iäligkeiten einbezogen. Mil den Leistungs­
punkten ist keine qualitative Bewertung der Studlen­
leisnmgen verbunden. 

(2) Während des gesamten Studiums sind mindestens 
180 Leistungspunkte zu erwerben. 

§ 16 

Praxisphasen mit Falls1u.die11 

{ 1) Die Praxisphasen mit Fallstudien dienen dem exemp­
larischen Lernen. 

(2) Während der Praxisphasen mit Fallstudien ollen die 
Anwärterinnen und Allwärtu lernen, 

l. die während des fachwissenschaftlichen Studiums 
nach § 12 Absatz 2 erworbenen Kenntnisse in der 
Praxis anzuwenden und 

2. die Initiierung, Planung, Spezifikation, fmplemen­
tierung und Terminierung konkreter Digitalisierungs­
projekte in Ausbildungsstellen durchzuführen. 
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(3) Die Praxisphasen mit Fallstudien in den Ausbildungs­
stellen müssen inhaltlich und didaktisch auf die Inhalte 
des fachwissen chaftl ichen Studiums abgestimmt sein. 
Dies muss auch bei Zuweisungen zur Pri vatwirtscbafL 
zu einem Verband und zu Ausbildungsstellen in anderen 
Ländern oder im Ausland gewahrlei tel sein. Die Hoch-
chulen stellen in Zusammenarbeit mit den Au. bildungs­

stellen sicher, dass die e Ziele erreicht werden. 

(4) Die Arbeitszeit während der Praxisphasen mit 
Fallstudien richtet sich nach der Arbeitszeitregelung der 
Ausbildung stelle. 

(5) Die Praxisphasen mit Fall tudieo dauern jeweils min­
destens zwei und höchstens sech Wochen. 

6) Über die in Absatz 2 Nummer I erworbenen Kennt­
nisse ha:t die Anwärterin oder der Anwärter der Hoch­
schule jeweils einen Praktikum bericht zur Benotung 
vorzulegen. Jeder Praktikumsbericht. be-i dem dle Bestä­
tigung nach § 17 Absatz 2 7.U berticksichligen ist, ist mit 
einer Note nach § 22 z.u bewerten. Bei einer Praxisphase 
mit Fallstudie im Ausland entfällt die Berücksichtigung 
einer Bestätigung nach § 17 Absatz 2. 

(7) Prüfungsleistungen für die Praxisphasen mit Fal l­
studien nach Absatz 2 Nummer 2. sind mit einer Note 
nach § 22 zu bewerten, die die Stellungnahme nach § 17 
Absatz 3 berücksichtigt. 

(8) Die Praxisphasen mit Fallstudien finden grundsälz­
lich bei Ausbildungsstellen nach § 3 statt Eine Praxis­
phase mit Fallstudie kann auch bei einer§ 3 entsprechen­
den Ausbildung stelle in einem anderen Land oder einer 
anderen geeigneten Ausbildung stelle in der Privatwirt• 
schafl, bei einem Verband oder im Ausland absolviert 
werden. Die Zuweisung zn den Ausbildungsstellen er­
folgt durch die Hochschulen. Dabei sind schriftlich oder 
elektroni ·eh geäußerte Wünsche der Anwärte1i nnen und 
Anwärter nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

(9) Für die Organisation und Durchführung der Praxis­
pba en mit Fallstudien sind die Ausbildungs te!Jen unter 
der Verantwortung der Hochschulen zuständig. 

§ 17 

Pflichten der Au.sbild1111gsstelle11 

( l) Die Ausbildung!! teilen teilen der zuständigen Hoch­
schule den Zeitpunkt des Beginns der Prax.ispha eo mit 
Fallstudien mit und berichten i.hr unverzüglich, wenn bei 
einer Anwärterin oder einem Anwärter die durch Krank­
l1eit oder aus son t-igen Gründen versäumte Ausbildungs­
zeit eine Woche übersteigt. 

(2) Die Ausbildungsstellen erstellen unverzüglich nach 
Beendigung jeder Praxisphase mit Fallstudie eine Bestä­
tigung: über die ab olvierte Praxisphase mit Fallstudie. 
Diese muss Aus agen über konkrete Ausbildungsinhalte 
nach § 16 Absatz 2 Nummer 1 sowie über di.e Dauer und 
Uncerbrechungen der Praxisphase mit Fallstudie enthal-

ten. Die Bestätigungen sind der zuständigen Hochschu le 
zuzuleiten Und den Anwärterinnen und Anwärtern be­
kannt zu geben. 

(3) Die Ausbildungsstellen er teilen unverzüglich nach 
Beendigung jeder Praxisphase mit Fallstudie eine Stel ­
lungnahme zur durchgefübrten Praxisphase. mit Fallstu­
die. Diese muss Aussagen enthalten über die konkreten 
Au bildungsinbalte nach § 16 Absatz 2 ummer 2 und 
die Fähigkeiten, Entwickluogspoteoziale und Leistungen 
der Anwärterin oder des Anwärters. Die Stellungnahmen 
sind der zuständigen Hochschule zuzuleiten den An­
wärterinnen und Anwärtern bekannt zu geben uod auf 
Verlangen mit diesen zu besprechen. 

§ 18 

Prüfungsbehörde 

(1) Prüfungsbehörden incl die Hochschulen. Sie treffen 
in P,üfungsangelegenheiten alle Entscheidungen ein­
schließlich der Entscheidung über eingelegte Rechts­
behelfe. 

(2) Die Prüfungen sind jeweils an der Hochschule abzu-
1 gen, an der zum Zeitpunkt der Prüfung studiert wird. 
Eine Wjederholung nach § 26 erfolgt an derselben Hqch­
schu]e, an der die nicht bestandene Prüfung abgelegt 
worden ist. 

§19 

Staatsprüfung 

(1) Die Staatsprüfung setzt ich aus dem Erwerb der 
Lei tungspu.nkte nach § 15, den Modulprüfungen nach 
§ 20 und der Bachelorarbeit nach § 21 zusammen. Die 
Ptiifüng ist bestanden , wenn insg.esamt mindestens 180 
Leistungspunkte erziell und die Modulprüfungen sowie 
die Bachelorarbeit bestanden werden. 

(2) Die Staatsprüfung ist zugleich Laufbahnprüfung im 
Sinne von § 16 Absatz J Nummer 1 LBG. 

(3) Die Hochschulen regeln unter Beachtung der §§ 18 
bis 29 die Einzelheiten über Zei tpunkt, Dauer, fnbalt, 
Ablauf und Bewertung der Prüfungen jewe,ils dutch 
Satzung, die der Zu timmung des Innenministeriums 
bedarf. 

§ 20 

Mod11lprüftmge11 

( 1) Jedes Modul muss mit einer Prüfung abgeschlossen 
werden (Modulprüfung), die modulbegleitend oder mo­
dulab chließend ausgestaltet werden kann. 

(2) Als Prüfung formen kommen schriffüche Klausuren, 
mündliche Prüfungen, elektronische Fernprüfungen, 
Hausarbeiten. Referate, Prasentationen, Projektarbeiten 
und Praktikumsberichte in Betracht. 
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(3) Das Hauptgewicht der Prüfungen Liegt auf dem 
Grundlagen- und Methodenwissen. Am Rande liegendes 
Einzelwissen soU nicht Schwerpunkt der Prüfungsauf­
gaben sein. Die Aufgaben sollen praxisorientiert und 
fächerübergreifend gestaltet werden. 

§ 21 

Bachelorarbeit 

( 1) Die Anwärterinnen und Anwärter haben während de. 
sech ten Semesters eine Prüfungsarbeit (Bachelorarbei t} 
zu erstellen, mit der sie ihre Befähigung zur selbständi­
gen Bearbei tung einer Problemstellung aus der Praxis 
unter Anwendung wissenschaftlicher Methoden aufzei­
gen sollen. Die Bachelorarbeit besfeh aus einer schrift­
lichen Arbeit und deren mündJj her Verteidigung, dje 
insgesamt mit einer Note nach § 22 w bewerten ist. Der 
Anteil der mündlichen Verteidigung an der Note beträgt 
25 ProzenL 

(2) Das Thema der Bachelorarbeit soll grundsätzlich 
einen Bezug, zu den Prnx.isphasen mit Fallstudien der 
Anwärterin oder des Anwärters haben und wird von der 
Prüfungsbehörde vergeben , Die Themenstellung erfolgt 
in Abstimmung zwischen der Anwärterin oder dem An­
wärter und einer Hochschullehrerin oder einem Hoch~ 
Schullehrer. 

(3) Dle Bearbeitung dauer für die schriftliche Arbeit 
beträgt drei Monate. Diese kann zugleich Praxjszeit in 
der Ausbildungsstelle sein. § 16 Absatz 8 und 9 sowie 
§ 17 Absatz 1 gelten entsprechend, In den Satzungen 
nach § 12 Absatz 3 kann vorgesehen werden, dass die 
Anwärterinnen und Anwärter zur Anfertigung der sclirift~ 
lieben Arbeit für e inen Monat durch die Hochschule 
vollständig von der Praxiszeit bei der Ausbildungsstelle 
freigestelll werden. 

§ 22 

Priifu.ngsbewenung 

{l J Die einzelnen Prüfungsleistungen werden nach fol­
gender Notenskala bewertet: 

sehr gut 
(l,0 bi 1,5) 

gut 
(l ,6 bis 2,5) 

befriedigend 
(2,6 bis 3,5) 

ausreichend 
(3,6 bis 4 0) 

- eine hervorragende Lei tung; 

eine Leistung, die erheblich über 

den durchschnittlichen Anforde­
rungen liegt; 

eine Leistung, die den durcb ­
scbnittl i,chen Anforderungen ge­
nügt; 

- eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel noch den Anforderungen 
genügt; 

nicht ausreichend - eine Leistung, die wegen Mängeln 
(4, l bis 5,0) den Anforderungen nicht mehr 

entspricht 

(2) Noten für Prüfungsleistungen sind stet mit einer 
Dezimalstelle auszuweisen . Die weiteren Dezimalstellen 
werden gestrichen. 

(3) Das Bestehen einer Modulprüfung setzt voraus. dass 
sie mindestens mit der Note 4.0 bewertet w'rd. Satz I gilt 
für die Bachelorarbejt ent prechend. 

§ 23 

fembleiben , Rüclaritt 

( 1) Bei Fernbleiben oder bei Rücktritt von einer Prüfung 
ohne Genehmigung der Prüfungsbehörde wird diese mit 
der Note 5,0 nach § 22 bewertet. 

(2) Genehmigt die Prüfungsbehörde da Fernbleibeo 
oder den Rücktritt, so gilt die PrLlfung als nic.ht unter­
nommen. Wird das Ferobleiben oder der Rücktritt von 
einzelnen Prüfungen genehmigt, können diese im Wie­
derholungstennin nachgeholt werden; Die Geoehmjgung 
darf nur erteilt werden, wenn wichtige Gründe vorliegen. 
fernbleiben und Rücktritt im Fall einer Erkrankung 
können grundsätzlich nur genehmigt werden. wenn un­
verzüglich eine ärztliche Untersuchung herbeigeführt 
und das ärztliche Zeugnis der Prüfungsbehörde vorgelegt 
wird. Das ärztliche Zeugnis muss Angaben über Art. 
Grad und Dauer der sieb aus den medizinischen Befund­
tatsachen ergebenden Beeinträchtigung der Leistungs­
fähigkeit enthalten, soweit djese Angaben für die Beur­
teilung der Prüfungsfähigkeit erhebl ich si.nd. In begrün­
deten Einzelfällen kann die Prüfungsbehörde die Vorlage 
eines amtsärztlichen Zeugnisses verlangen. Ein begrün­
deteI Einzelfall ist insbesondere dann gegeben, wenn ein 
wiederholtes Fernbleiben oder ein wiederholter Rücktritt 
vorliegt. 

(3) Wer sich in Kenntnis einer gesurldheitlichen Beein· 
trächtlgung oder eines anderen Rüd„'tritrsgrundes einer 
Prüfung oder einer Prüfungsaufgabe unterzogen hat, 
kann wegen diese Grunde · nicht nachträglich zurück­
tteten. Der Kenntnis steht die fahrlässige Unkennmis 
gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt in besondere dann 
vor, wenn nicht unverzüglich eine Klärung herbeigeführt 
WUide. 

(4) Die Ab ätze 1 bis 3 gelten für die Bacbelorarbeil 
entsprechend. 

§ 24 

Täuschungsversuch, Verstoß gegen die Ordnung 

( 1) Wer es unternimmt. das Ergebnis seiner Staats­
prüfung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelas­
sener Hilfsmittel zu eigenem oder fremdem Vorteil zu 
beejnilus en, oder wer sich sonst eines erheblichen Ver­
stoßes gegen die Ordnung schuldig macht, kann unter 
Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes durch die 
Prüfungsbebörde von der Fortsetzung des Studiums aus­
geschlo sen und aus dem Beamtenverhältnis auf Wider­
ntf entlassen werden. Statt eines Ausschlusses können 
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eine oder mehrere Arbeiten mü der Note 5,0 mich § 22 
bewertet oder die Gesamtnote zum Nachteil des Prüf­
lings abgeändert werden. In minderscbweren Fällen kann 
von der Verhängung einer Sanktion abgesehen werden. 

(2) Stellt sieb nachträglich heraus dass eine der Voraus­
setzungen des Absatzes J Satz l vorlag, kann die Prü­
fungsbehörde die Prüfungsentscheidung zurücknehmen 
und die in Absatz l genannten Maßnahmen treffen, wenn 
seit der Beendigung der Staatsprüfung nicht mehr als 
fünf Jahre vergangen sind. Die Rücknahme ist nur inner­
halb einer Frist von sechs Monaten zulä. ig, nachdem 
die Prilfungsbehörde von Tatsachen Kenntnis erlangt hat, 
welche die Rücknahme rechtfertigen. Die Entscheidung 
ist der betroffenen Person zuzusteJ!en. 

§ 25 

Nachteilsausgleich 

1) Bei Anwärterinnen und Anwänem , die fo ihrnr 
Schreibfähigkeit oder ihren kommunikativen Fähigkei­
ten beeinträchtigt sind, stellt die Prüfungsbehörde die 
barrierefreie Gestaltung aller Prüfungen, der Bachelor0 

arbeit sowie deren Verteidigung sicher. Soweit erforder­
lich, werden geeignete Kommunikationshilfen zugelas·­
sen oder weitere Nachteilsausgleiche gewährt. Insbeson­
dere kann die Prüfung behörde Bearbeitungszeiten ange­
mes en verlängern, Ruhepausen gewähren, die nicbt auf 
die Bearbeitungszeit angerechnet werden oder persönli­
che oder sächliche Hilfsmittel zulas en. 

(2) Die Gewanrung eines Nachteil au gleich ist grund­
sätzlich bei der Prüfungsbehörde zu beantragen. Die 
Anwärterinnen und Anwärter sind durch die Prüfungs­
behörde in geeigneter Weise rechtzeitig auf die Möglich~ 
keit einer Antragstellung hinzuweisen. 

(3) Die Beeinträchtigung ist da,,wlegen und durch ärztli­
ches Zeugnh nachzuweisen. § 23 Absatz 2 Satz 5 und 6 
gilt entsprechend, 

§26 

Wiederholung vo11 Prüftmgen und der Bachelorarbeit 

( 1) Wird festgestellt , dass eine Modulprüfung nach § 22 
Absatz 3 nicht bestanden ist, kann diese einmal wieder­

holt werden. 
(2) Wird auch die Wiederholungsprüfung nach Absatz 1 
nicht bestanden, können bis zu drei Modulprüfungen des 
gesamten Studiums ein zweite Mal wiederholt werden. 
In den Satzungen nach § 19 Absatz 3 kann festgelegt 
werden, dass die Modulprüfungen nach Satz 1 aus­
schließlich als mündliche Prüfungen jeweils mit einer 
Dauer von mindestens 20 Minuten erfolgen. Pemer kano 
festgelegt werden, dass die Prüfüngsleistungen abwei­
chend von § 22 Absatz 1 bewertet werden können. 

(3 Absatz 1 Satz 1 gilt für die Bachelorarbeit entspre­
chend. 

(4) Wiederbolungsprüfungen sind innerhalb von acht 
Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnis. es 
durchzuführen. Eine Abweichung von die er Frist ist 
am;nahcnsweise zulässig, wenn zwingende hochschulor­
ganisatori ehe Gründe vorliegen und sich der Vorberei­
tungsdiens1 hierdurch nicht verlängert. 

§ 27 

Feststellung des Ergebnisses 

(l) Nach Abschluss aller Modulprüfungen und nach 
Bewertung und Verteidigung der Bachelorarbeit etzt die 
Prüfungsbehörde eine Gesamtnote fest. In diese fließen 
mit Au nahme der Praktikum berichte nach§ 16 Absatz 
6 alle Prüfungsergebnisse ein. Der Anteil der Bachelor­
arbeit an der Gesamtnote soll mindestens 10 Prozent be­
tragen. 

(2) Die Ge amtnote wird mit einer Dezimalstelle au ·ge­
wiesen. Die weiteren Dezimalstellen werden gestrichen. 

§ 28 

Abschlusszeugnis und Hochschulgrad 

(1) Wer die Staatsprüfung bestanden hat, erhält ein 
Ab chlus zeugnis mit folgenden Angaben: 

1. die Gesamtrlote und die insgesamt erworbenen Leis­
tungspunkte; 

2. die Bezeichnung und Benorung der absolviet1en Mo­
dule sowie der hierauf entfallenden Leistungspuol-.-re 
und 

3. das Thema und die Benotung der Bachelorarbeit. 

(2) Mit dem Bestehen der Staat prüfung verleihen die 
Hochschulen den Hochschulgrad »Bachelor of Arts{<, 
abgekürzt »B.A.«. 

(3) Au dem Bestehen der Staatsprüfung für den gehobe­
nen Dienst im digitalen VerwaJtungsrnanagement ergibt 
sich kein Anspruch auf eine Verwendung im öffentlichen 
Dien. t. 

§ 29 

Priifungsakten 

Die Prüfungsal...-ten werden bei den Prüfungsbehörden 
geführt. Die Anwärterinnen und Anwärter die an der 
Prüfung teilgenommen haben , können nach Abschluss 
der Staacsprüfu.ng oder nach dem endgültigen Nichtbe­
stehen einer Modulprüfung ihre Prüfungsakten einsehen. 

§ 30 

Urlaub 

( 1) Urlaub und der Arbei1szeitverkü.rzungs1ag werden 
nach den Bestimmungen der Arbeitszeit- und Urlaub -
verordnung gewährt. Verbleibende, nicht nach § 21 Ab-
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satz 4 AzUVO durcb die Ferien abgegoltene Urlaubstage 
sollen nicht während der Stuclie.nzeiten an der Hoch­
schule gewährt werden. 

(2) Während der Praxisphasen mit Fallstudien und der 
Praxiszeit soll kein Erholungsurlaub von mehr als fünf 
Tagen gewährt werden. Während der Einführungszeit 
soll kein Erholungsurlaub gewährt werden. 

§ 31 

Rech/jQlljsicht 

Rechtsaufsichtsbehörde bei der Durchführung dieser 
Verordnung ist das Innenministerium. 

§ 32 

lnkrafllreten , Außerkrafttreten 

Diese Verordnung triU mit Wirkung vont l. September 
2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den gehobenen Dienst im digitalen 
Verwaltungsmanagement vom 27. Februar 2020 (GBI. 
S. 106) außer Kraft. 

STUTTGART, den 13. November 2020 STROBL 

Verordnung des Justizministeriums 
zur Änderung der Notarverordnung 

Baden-Württemberg 

Vom 15. November 2020 

Auf Grund von §§ 1 und 5 der Subdelegationsverord­
nung Justiz vom 2. April 2019 (GBI. S. 109) wird verord­
net: 

Artikel 1 

Die Notarverordnung Baden-Wüt1temberg vom 18. Sep­
tember 2017 (0131. S.511) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 Satz 7 wird wie folgt gefas t: 

>>Eine Notariatsverwaltung auf eigene Rechnung 
nach § 59 Absatz 3 BNotO darf nur mit Zu­
stimmung der betroffenen Notaras essorin oder 
des betroffenen Notara, sessors erfolgen, ofern 
sichergestellt i t, dass der Notarassessorin oder 
dem Notarassessor 2.uro.indest die Bezüge nach 
§ 7 Absatz 4 Satz 3 ßNotO und den von der 
Notarkammer bierzu erlassenen Richtlinien ver­
bleiben .« 

b) Ab atz 9 Satz l wird wie folgt geänden: 

aa) Die Wörter »und zwei Jatu·e. regelmäßig nicht 
überschreiten<, werden gestrichen. 

bb) Die Wö1ter »der Geschäftsführung der Be­
ruf organisationen< werden durch die Wörter 
»den notariellen Standesorganisationen< er­
setzt 

c Absatz l l wird wie folgt gefasst: 

.1>(11) Unabhängig von sonstigen Überweisungen 
sollen die Notarassessorinnen und Notarassesso­
ren innerhalb der Regeldauer des Anwärterdiens­
tes insgesamt mindestens eineinhalb Jahre Nota­
rinnen oder Notaren in Baden-Württemberg zur 
Ausbildong überwiesen werden. Die Dauer dieser 
Überweisung mus mindestens ein Jabr betragen, 
davon mindestens ecbs Monate ao eine oder ei­
nen zur hauptberuflicl1en Amtsausübung bestellte 
Notarin oder bestellleo Notar.<< 

d) Es wird folgender Absatz 16 angefügt: 

1>(16) Für die Berechnung der Dauer der Ausbil­
dungsabschnitte findet § 9 Absätze 2 a und 3 enl­
sprecheode Anwendung. Au bildungsab chnitte 
iru Sinne des Ab atzes 12 sind mit dem in der 
Überweisung festgelegten Arbeitskraftanteil zu 
berücksichtigen. Wällrend eines Ausbildungsab­
schnitts erbrachte Notarvertretungen, Notariats­
verwaltungen oder Notariatsabwicklungen gelten 
al Teil dieses Au bildung ab c.:hnitts.« 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) 1n Absatz 2 Satz 1 wird dje Angabe »eine Kalen­
derwoche« durch die Angabe »fünf Arbeitstage« 
ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort. »anrechenbare« 
durch die Wöner >~Absatz 2 a Satz 2 Nummer 1 zu 
berücksichtigen de~< ersetzt. 

3. § 4 wird wie folg! geändert: 

a) In der Überschrift werden vor dem Wort »Urlaub« 
die Wörter ,,Arbeit zeit und,, eingefügt. 

b) Dem Absatz I wird folgender Absatz l vorange­
steUt; 

»(l) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
Uild die regelmäßigen Arbeitstage richten sich 
naGh den fü( Richterinnen und Richter auf Probe 
in Baden-Wü1ttembergjeweils geltenden Bestim­
mungen., 

c) Die bisherigen Absätze I bis 3 werden die Ab­
sätze 2 bis 4. 

d) In dem neuen Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter 
»einer Woche« durch die Wörter >fünf Arbeits• 
tagen « ersetzt. 

e) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

»(5) Überschreitet die Dauer efnes Sonderurlaubs 
oder Urlaubs aus sonstigen Gründen die. gemäß 
§ 9 Absatz 2 a Satz 2 Nummer 2 zu berlicksicb-
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tigende Zeit, ist das Justizministerium über die 
entsprechende Gesamtdauer zu unteJTichten. « 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz I Satz I wird wie folgt gefasst: 

»Notarassessorinnen und Notarassessoren ist auf 
Antrag die Arbeit zeit 

1. bis wr Hälfte tler regelmäßigen Arbeitszeit zu 
ermäßigen, wenn sie mindestens ein Kind unter 
18 Jahren oder einen nach ärztlichem Gutach­
ten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
tatsächlich betreuen oder pflegen, oder 

2. bis zu einem Viertel der regelmäßigen Arbeits­
zeit zu ermäßigen, wenn die Voraussetzungen 
na h Nummer I vorliegen und dienstliche Be­
lange nicht entgegenste.hen .11 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz I werden die Wörter »die Fortsetzung 
der bewilligten Teilzeitbeschäftigung nicht 
zumutbar ist und« gestrichen. 

bb) Die bi herigen Sätze 2 bis 4 werden Ab aLZ 4 
und wie folgt gefasst: 

»(4') Die Bewilligung soll widerrufen werden, 
wenn die Gründe nach Absatz l weggefallen 
sind. Eine Bewilligung nach Ab atz 1 Satz 1 
Nummer 2 kann teilweise widerrufen und 
der Umfang der Teilzeitbeschäftigung bi zur 
Hälfle der regelmäßigen Arbeit zeit erhöht 
werden, soweü zwingende dienstliche Be­
lange djes erfordern. Die oder der Betroffene 
ist zuvor anzuhören und da Vorhaben chrift­
lich begründet anzukündjgen. « 

c) Dje bisherigen Ab ätze 4 und 5 werden Ab ätze 5 
uod 6. 

d) In dem neuen Absatz 5 wird die Angabe »3<< 
durch die Angabe »4« ersetzt. 

5. § 6 Ab atz 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz I Nummern 2 bis 4 werden wie folgt ge­
fas t: 

2. nach Beendigung eines jeden AusbildungS,­
abschnitts; dies gilt nicbt bei einer Bestellung 
:wr Notarin oder zum Notar. 

3. vor einer Unterbrechung des A usbildungsab­
chn.itts von mindestens drei Monaten, 

4. bei Erreichen der Regeldauer des Anwärter­
dienstes. sofern bis dahin nicbt bereits zwei 
Ausbildungsabschnitte beendet wurden,« 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter »drei Wochen« 
durch die Angabe »30 Arbeitstage« ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden clie Wörter » elbstständig 
Uber einen Zeitraum von mehr als drei Wo­
che□ « gestrichen und nach dem Wort ,,Nota­
riatsverwaltung« wird das Wo1t », Notariats­
abwicklung« eingefügt. 

c) In Ab atz 7 Satz 1 werden die Wörter »sechs Wo­
chen« durch die Wörter > zwei Monate« ersetzt. 

7. § 9 wird wie folgt geänderil: 

a) ln der Überschrift werden die Wörter i,Anrech­
nung von Zeiten auf die« durch die Wörter >1 Be­
rechoung der« ersetzt. 

b) In Absatz I werden clie Wörter »Anrechnung von 
Zeiten auf die dreijährige« durch die Wörter 
»Berechnung der drei.jährige□ {< und die Wörler 
»auf darüber hinaus im Auwärterdienst absol ­
vierte 2eitefüi durch die Wörter ))eines darüber 
lunaus im Anwärterdienst absolvierten Zeit~ 
raums"- ersetzt, 

c) ach Absatz 2 wird folgender- Absatz 2a einge­
fügt: 

>l(2a) Gewährrer Erholungsurlaub ist bei der Be­
rechnung der Dauer des Anwärterdiensles nach 
Absatz 2 in vollem Umfang zu berücksichtigel'.l.. 
Gleiches gilt für 

l. k.rankhcitsbedingte Dienstunfähigkeiten im 
Umfang von bi zu 20 Arbeitstagen in jedem 
Jahr des Anwärterdien tes, es sei denn, eine 
nach § 3 Ab atz I Satz 2 oder Ab atz 3 zu er­
bringende ärztliche Bescheinigung wurde nicht 
vorgelegt, und 

2. gewährten Sonderurlaub oder Urlaub aus sons­
tigen Gründen bis zur Gesamtdauer von zehn 
Arbeitstagen in jedem Jahr des Anwärterdiens­
te . 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

!>(4) Auf Antrag können Dienstunfähigkeiten, die 
bei der Berechnung der Dauer des Anwärterdiens­
tes nicht nach Absatz 2a Satz 2 Nummer I be~ 
rücksichtigt werden. ganz oder teilweise so ange­
rechnet werden. als sei in dieser Zeit Dienst ge­
leistet worden, 

1. auf die Dauer des Anwärterdieostes wenn sie 

auf einem Dienstunfall oder einer Dienst­
beschfidigung beruhen, oder 

2. auf einen über die Regeldauer hinaus im An­
wärterdien t absolvierten Zeitraum.« 

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) 1n Satz 1 wird das Wort »anzurechnen« gestri­
chen und nacb dem Wort >Verbleibt< werden 
die Wörter)) so anzurechnen. Afs sei in dieser 
Zeit Dienst geleistet worden« eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe 1>Absatz 2<, durch 
die Angabe >> Absatz 3« ersetzt. 
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f) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

,,(7) Auf Antrag kann gewährter Sonderurlaub 
oder Urlaub aus ·onstigen Gründen, der bei der 
Berechnung der Dauer des Anwärterdienstes nicbt 
nach Ab atz 2a Satz 2 Nummer 2 berücksichtigt 
wird. ganz oder teilweise so angerechnet werden. 
als sei in dieser Zeit Dien t geleistet worden, 

1. auf die Dauer des A.nwärterdienstes, wenn er 
den Zwecken des Anwärterdien tes dient, oder 

2. auf einen über die Regeldauer hinaus im An­
wärterdien t absolvierten Zeitraum. wenn die 
Gewährung aus gesundheitlichen oder familiä~ 
ren Gründen erfolgte.,, 

g) Absatz 8 wird wie folgt geände11: 

aa.) In Satz l werden die Wörter »der Tätigkeit« 
durch die Wörter »einer Vortätigkeit« ersetzt 
und die Wörter },. a ls Anwaltsnotarin oder 
Anwaltsnotar oder als Norarassessorin oder 
Notarassessor bei einer anderen Notarkam­
mer« gestrichen. 

bb) ln Satz 2 wird die Angabe 1)3(( durch die 
Angabe >>2ai~ ersetzt. 

cc) Es wird folgeJ1der Satz angefügt: 

» Verfügt die N otaras essorin oder der Notar­
as essor nicht über die Befähigung zum Rich­
teramt im Sinne des Deutschen Richtergeset­
zes, darf eine Anrechnung nach diesem Ab­
satz auf die Regeldauer des Anwärterd.ien te 
nicht erfolgen. 1, 

h) Absatz 9 wird wie folgt gefasst! 

,>(9) Zeiten einer Vortätigkeit als Notarassessori n 
oder Notara s,essor bei einer anderen Notarkam­
mer können in angemessenem Umfang sowohl 
auf die Regeldauer des Anwärterdienstes als auch 
auf einen darüber hinaus im Anwärterdienst 
abso'I vierten Zeitrallli1 angerechnet werden. Glei­
ches gilt für Zeiten einer Vortätigkeit als Anwalts­
notarin oder Anwaltsnotar, wenn die dort wahr­
genommenen Aufgaben zumindest überwiegend 
einen engen Bezug zum N-0tarberuf haben und die 
Tätigkeit dem Ziel de Anwärterdien tes diente. 
Die Ab ätze 2 a bi 5 und 7 gelten für diese Zeiten 
e.Dtsprechend. <{ 

i) Absatz 11 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst 

,,Anrechnungen nach den Absätzen 4 bis 9 
auf die Regeldauer des Anwärterdieastes er­
folgen nicht, soweit sie dazu führen würden 
dass dje Mindestdauer der Ausbildung bei 
Notarinnen oder Notaren in Baden-Württem­
berg nach § 2 Absatz 1 ! Satz 2 unterschritten 
wird. Anrechnungen nacb den Absätzen 4 
bis 9 auf weitere im Anwärterdiensr absol-

vierte Zeiten dürfen gemeinsam mit den auf 
die Regeldauer des Anwärterdienstes erfolg­
ten Anrechnungen insgesamt 36 Monate nicht 
überschreiten . 1 

bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

j) Absatz 13 Satz 2 wird wie folgt gefa ·st: 

»In der Aus chreibung kann auch ein hiervon ab­
weichender Zeitpunkt votge ehen werden.<< 

8. ~ 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absatzbezeichnung»( l )« wird ge trichen. 

9. § 11 Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz J werden die Wörter »oder einen ota­
riatsabwickler« durch die Wörter ►), einen Nota­
riatsabwickler, eine Notariatsverwalterin oder 
einen otariatsverwalter« ersetzt. 

b) Ln Satz 2 werden die Wörter ,,und Notariatsab­
wickleri< durch die Wörter». Notariatsabwick.ler, 
Notariatsverwa.lterinnen und Notariatsverwalter« 
ersetzt. 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 ummer 1 werden nach dem Wort 
»beschäftigt« die Wörter ),, wobei Teilzeitbe­
schäftigte oder bei mehreren zur gemeinsamen 
Berufsausübung verbundenen Notarinnen oder 
Notaren Beschäftigte nur anteil ig zu berücksich­
tigen sind,i• eingefügt. 

b) Absatz 4 Satz 1 witd wie folgt gefasst: 

,>Abweichend von Absatz 3 Nummer 1 kann aus­
nahmsweise die Be chäftigung einer .höheren 
Anzahl von juristi eben Mi.tarbeiterinnen w1d 
Mitarbeitern genehmigt werden, wenn am Amts­
sitz der antragstellenden Notarin oder de anttag­
stellenden Notars eine AnwalL~notarin oder ein 
Anwaltsnotar bestellt ist, die oder der tnehr ju­
ristische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-
chäfügt als die antragstellende Person; Teilzeit­

beschäfügte ind dabei nur anteilig zu be.rück­
sjchtigen.« 

c) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe »d1 e<( dw-ch 
die Wörter >>regelmäßig eine« ersetzt. 

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert; 

aa) Nach Satz I wird folgender Satz eingefügt: 

»Sie oll mit der Auflage verbunden werden, 
eine beabsichtigte Erhöhung der wöchent­
lichen Arbeitszeir von Teilzeitbeschäftigten 
vorab der Aufsichtsbehörde mitzuteilen,« 

bb) In dem neuen Satz 3 wird da Wort )>Sie<< 
durch die Wörter »Die Genehmigung,< er­
setzt. 
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11. § J 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz l wüd aufgehoben. 

b) Die Absatzbezeichnung :» (2) ,;, wird gestrichen. 

12. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am l. Januar 2021 in Kraft. 

STUTTGART, den 15. November 2020 Wou 

Verordnung des Ministeriums für Verkehr 
zur Änderung der Verordnung 

über die Einrichtung von Laufbahnen 
und der Ausbildungs• und Prüfungsordnung 

für den höheren bautechnischen 
Verwaltungsdienst 

Vom 19. November 2020 

Auf Grund von § 15 Absatz 4, § 16 Absatz 2 und § 69 
Absatz l a des Landesbeamtengesetzes vom 9. November 
2010 (GBl S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 17. Juni 2020 (OBI. S.40l, 402) geändert 
worden ist, wird im Benehmen mit dem Innenministe­
rium und dem Finanzministerium verordnet 

Artikel 1 

Änderung der Verordnung über die Einrichtung 
von Laufbahnen 

Die Verordnung des Min isteriums für Verkehr und 
Infrastruktur über die Einrichtung on Laufbahnen vom 
7. Juli 2014 (GBI. S. 443), die zuletzt durch Artikel 4 der 
Verordnung vom l4. Mai 20!8 (GBI. S , 205, 214) geän­
dert wurde, wird wie folgt geände11: 

l. ln der Überschrift werden die Wörter »und lnfrastruk­
tur« gestrichen und die Angabe »LVO-MVI« durch 
die Angabe Laufbahnverordnung VM - LVO-VM« 
ersetzt. 

2. Vor § l werden die Wörter »ABSCHNITT I Allge­
meine Vorschrifteoi, gestrichen. 

3. § 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

»gehobener und höherer bautechnischer Verwaltung -
dienst in den Fachrichtungen Straßen und Verkehr. <( 

4 Vor§ 3 werden die Wörter >) ABSCHNITT 2 Straßen­
mei terdiensl i ge trieben. 

5. Vor § 5 werden die Wörter >> ABSCHNlTT 3 Bautech­
nischer Venvaltungsdienst« gestrichen. 

6. In § 5 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort >> Bin­
nenschifffahrt,( die Wörter ~ odeT Geografie« einge­
fügt. 

7. In § 7 Absatz 1 werden vor dem Wort »erfolgreich« 
die Wörter »der Fachrichtung S1raßen1( eingefügt. 

8. Vor§ 11 werden die Wörter '>ABSCHNITT 4 Schluss­
vorschriften« gestrichen , 

Artikel 2 

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den höheren bautechnischen Verwaltungsd.ien t 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den höheren 
bautechnischen Verwaltungsdienst vom 23. Dezember 
2014 (GBI. 2015 S. 52), die zuletzt durch Artikel 51 de 
Gesetzes vom 11 . Februar 20'20 (GB]. S. 37, 44) geändert 
wordeo i t. wird wie folgt geändert 

1. In der Überschrift, in § 5 Absatz .1 Satz l in § 13 
Absatz 3 Nornmer 1 und NunuueT 3 sowie in § 13 
Absatz 6 werden jeweils die Wörten>und lnfrastrnk­
tur« gestrichen . 

2. Die Über chrift wird wie folgt geändert: 

a) Vor dem Klammerzusatz werden die Wörter )>der 
Fachrichtung Straßen« e · ngefügt. 

b) Nach der Angabe i APrOBau hD« wird die An­
gabe » VM « eingefügt. 

3. § 1 wird wie folgt gefa st: 

»§ l 

Gegensumd 

Die Verordnung regelt nach Maßgabe des § 7 Ab­
satz I der Verordnung des Ministeriums für Verkehr 
übet die Einrichtung von Laufbahnen (LVO-VM) 
den Erwerb der Laufbahnbefähigung für den höheren 
bautechnischen Verwaltungsdienst der Fachrichtung 
Straßen durch die Absolvierung eine · Vorbereitungs­
dienste (Baureferendariat) und das Bestehen der 
Großen Staatsprüfung.« 

4. § 2 wird wie folgt gefasst: 

»§ 2 

Ziel de Bcmreferenclariats 

Während des Baureferendariats erlernen Personen 
mit Hochscholabschluss nach § 3 Nummer 2 die 
berufspraklischen Fätügkelten, die sie zur Anwen­
dung ihres an der Hochschule erworbenen Wissens 
in der Laufbahn des höheren bautechnischen Verwal­
tungsctienste der Fachrichtung Straßen benötigen. 
Die Au bildung vermittelt Kenntnisse auf den Ge­
biete□ Verwaltung, Recht, Planung, Ausführung, 
Betrieb Kommunikation und Führung. Yeranlwor­
tungsbereitschaJt, die Fähigkeit ~ur SelbstrefleKion, 
eine interdiszipljnäre Arbeitsweise, lnklusiooskom­
petenz. das Verständni für politische, wirtschaft-
1 iche und ge ellschaftliche zusammenhänge im na­
tionalen, europäischen und internationalen Kontext 
sowie soziale, ioterkulrurelle, ökologische und me­
thodische Kompetenzen sind zu fördem. o 
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5. § 3 wird aufgehoben. 

6. Die bisherigen§§ 4 bi 10 werden die§§ 3 bis 9. 

7. In dem neuen § 3 Nummer 2 wird die Angabe ,,LVO­
MVI« durch die Angabe ►>LVO-VM« ersetzt. 

8. Der neue§ 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz l Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

»Die Bewerbung für das Baureferendariat ist an 
das Ministerium für Verkehr (Ein tellungsbe­
hörde) zu richten.« 

b) In Absatz 2 Nummer l l werden die Wörter>> Ver­
kürzung des Baureferendariats<< durch die Wörter 
»ein Baureferendariat in Teilzeit« ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

»(3) Nach dem Baureferendariat besteht kein An­
spruch auf eine Verwendung im öffentlichen 
Dienst.« 

9. Der neue§ 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

>. Die Ausbildungsbehörden beauftragen geeignete 
Bedienstete, die die Laufbahnprüfung für den 
höheren bautechnischen Verwaltungsdienst der 
Fachrichtung Straßen abgelegt haben, mit der 
Ausbildung (Ausbildungsleitung).« 

b) In Ab atz 2 Satz 2 wird das Wort )>erforderlichen­
falls« gestrichen. 

c) In Absatz 5 wird die Angabe >>§ 9« durch die 
Angabe ,,§ 8« und das Wort »Ausbildungsab­
schnitte~, durch die Wörter »Ausbildungsmodule 
unter Berücksichtigung der individuellen fachli­
che□ Vorkenntn.isse« ersetzt. 

d) In Absatz 6 wird das Wort »Ausbildungsab­
schnin« durch das Wort »Ausbildungsmodul« er­
setzt. 

10. In dem neuen§ 6 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter 
»jedoch nicht vor Ablauf der jeweiligen Mindest­
dauer des Baureferendariats<( durch die Wörter »frü­
hestens nach der für das Baureferendariat festgeleg­
ten Zeit« ersetzt. 

11. Der neue § 7 wird w:ie folgt geändert: 

a) ln Absatz l Satz 1 werden die Wörter »datiert 
24 Monate<< durch die Wörter »ist auf zwei Jahre 
ausgelegt« er etzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

d) Im neuen Absatz 2 Satz l wird nach der Angabe 
»Krankheit,« die Angabe »Behinderung,« einge­
fügt und die Wörter »durch die Verkürzung von 
Ausbildungsabschnitten« gestrichen. 

e) Im neuen Absatz 2 Satz 2 wird das Wort>> Teilzeit­
beschäftigung<i durch die Wörter »Teilzeitausbil­
dung im Sinne des§ 7 Absatz 3« ersetzt. 

f) Dem Wortlaut wird folgender neuer Absatz 3 an­
gefügt: 

»(3) Personen, die die Voraussetzungen des § 69 
Absatz I a LBG erfüllen kann auf Antrag bei 
der EinsteIJungsbehörde während der praktischen 
Ausbildung in den Modulen 2 bis 4 Teilzeit im 
Umfang von 60 Prozent der regelmäßigen Ar­
beitszeit bewilligt werden, wenn dienstliche Be­
lange der Ausbildungsstellen. bei denen die Teil­
zeitausbildung abgeleistet werden soll, nicht ent­
gegenstehen. In diesen Fällen verlängert sich das 
Baureferendariat um ein Jabr.11 

12. Der neue § 8 wird wie folgt gefasst: 

»§ 8 

Rahmenausbildwigsplan 

(1) Dem Baureferendariat liegt folgender Ral1men­
ausbildungsplan zu Grunde: 

1. Modul l: Theoretische Ausbildung 
in Lehrgängen und Seminaren 4 Monate 

2. Modul 2: Praxis 14 Monate 

Das Modul diene der Vermittlung 
von Fach- und Verwaltungskenntnissen 
in den Bereichen Planung (Strecke 
und Ingenieurbau), Ausschreibung, 
Vergabe, Projektleitung sowie 
Bauüberwachung und Abrechnung 
(Nach tragsmanagement). 

Die einzelnen Tätigkeiten werden 
selbstständig, möglichst umfassend 
und referatsübergreifend bei einem 
Regierungspräsidium ab olviert. 
Sie sind nicht isoliert zu betrachten 
und können ineinander übergehen. 

3. Modul 3: Verwaltungsdurchlauf 

Das Modul dient der Vermittlung 
fachübergreifender Kenntnis e in 
den Bereichen Recht. Haushalt, 
Verwaltung, Grunderwerb, Mobilitäts­
management und Informationstechnik 
bei einem Regierungspräsidium 
( 1 Monat) und in der Landesstelle 
für Straßentechnik ( 1 Monat). 
Während dieses Moduls ist grund­
sätzlich auch eine Hospitation bei der 
Autobahn GmbH möglich. 

4. Modul 4: Kommunale Praxis, 

2 Monate 

Bundesautobahnen 2 Monate 

Das Modul dient der Vermittlung 
fach- und verwaltungsübergreifender 
Kenntnisse in angrenzenden 
Fachbereichen wie beispiel.sweise 
Umwelt und Natur bei einer unteren 
Verwaltungsbehörde, einem 



1088 OBI. vom 7. Dezember 2020 Nr.43 

städtischen Tiefbauamt odet einem 
Stadtplanungsamt. Während dieses 
Moduls ist auch eine Hospitation 
bei der Autobahn GmbH möglich. 

5. Modul 5: Schriftliche und mündliche 
Prüfung einschließlich Vorbereitung 
auf die Prüfung 2 Monate 

(2) Die Ausbildungsbehörde kann die Reihenfolge 
der Ausbildungsmodule oder Teilmodule ändern, 
wenn dfo müdem Ziel der Ausbildung vereinbar i t. 

'3) Die Ausbildung behörde kann darüber hinau 
zulassen. dass bis zu zwei Monate des Baureferen­
dariats bei einer anderen geeigneten Stelle im In­
oder Ausland abgeleistet werden, wenn dies mit dem 
ZieJ der Ausbildung vereinbar ist und im dienstlichen 
Interesse liegt.« 

13. Der neue§ 9 wird wie folgt gefas t: 

»§ 9 

Beurteilung 

Auf Antrag erteilt die Ausbildungsbehörde nach Be­
endigung der praktischen Au bildung ein Zeugnis 
über die bernfspraktiscbe Ausbildung.« 

14. Nach dem neuen§ 9 wird folgender§ 10 eingefügt: 

.»§ 10 

Projektvortrag 

( 1) Die Baureferendarinnen und Baureferendare tei­
len jeweils vor Beginn der chriftlichen Prüfung bei 
ihrer Au. bildungsbehörde ein Projekt vor. 

(2) Da Projekt wird von der Ausbildung behörde 
vorgegeben. Es handelt sich dabei um ein von den 
Baureferendarinnen und Baureferendaren eigenstän­
dig im Praxismodul nach § 8 Ab atz 1 Nummer 2 
bearbeitetes Projekt. 

(3 Das Projekt wird vor einem Führungsgremium 
mit mindestens fünf Personen vorgestellt. Das Füh­
rungsgremium bestebt aus der Abteilungsleitung so­
wie den Referatsleitungen der jeweil igen Ausbil­
dungsbehörde im Geschäftsbereich de Ministeriums 
für Verkehr. 

(4) Die Vorbereitungszeit beträgt vier Wochen . Die 
Präsentation dauert 20 Minuten . Die Präsentation 
und Diskus ion de berufspraktischen Projekts sowie 
damit in Verbindung stehender Fragen aus dem Füh­
rungsgremium sind Voraussetzung für die Teilnahme 
an der Großen Staatsp1üfung. 

t5) Die Baureferendarinnen und Baureferendare 
erhalten eine Rückmeldung zum berufsprakti chen 
Projekt. Maßstab für die Rückmeldung sind die 
Fachkenntnisse, die nach dem Ausbildungsstand vor­
ausgesetzt werden können. Eine Benotung erfolgt 
nicht. « 

15. ln § 11 Satz 2 werden. die Wörter r>mit den Aufgaben 
der Verwaltungen .ihrer Fachrichtung,(( gestrichen. 

l6 . In§ 12 Ab atz 2. werden nach dem Wort »abgeleis~ 
tet« dje Wörter ,rnnd den Projektvortrag absolviert<( 
eingefügt. 

17. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 9 werden die Ab­
sätze 2 bis 8. 

) Der neue Ab atz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer I werden die Wörter »sechs 
Beamtinnen oder Beamte« durch die Wörter 
>>fünf verbeamtete Personen« ersetzt. 

bb) ln Nummer 2 wird das Wort »Gemeinde« 
durch das Wort »Kommune« eLetzt. 

cc) ln Nummer 2 und Nummer 3 werden jeweils 
die Wörter >>Zwei Beamtinnen oder Beamte« 
durch die Wörter »eine verbeamtete Person <1 
ersetzt. 

dd In Nummer l bis 3 werden jeweils nach dem 
Wort » Verwaltungsdienstes(/ die Wörter »der 
Fachrichtung Straßen« e.inge.fi.igt. 

J) Der neue Absatz 3 wird wie folg1 geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Angabe ~3« durch die An­
gabe » 2 << ersetzt. 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

►>Anstelle der nach Absatz 2 Nummer 2 
genannten Per on kann auch eine andere 
fachlich und persönlich besonders geeignete 
Person in den Prüfungsausschuss berufen 
werden.« 

e) In dem neuen Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter 
»nach Absatz 3« gestrichen. 

f) In dem neuen Absatz 5 werden die Wörter -►nach 

Absatz 3« gestrichen und die Wörter ,,eine Beam­

tin oder einen Beamten<< jeweils durch die Wörter 
»eine verbeamtete Person<< und die Wörter '>ZUI 

Stellvertretung der vorsitzenden Person des Prü­
fungsausschusses« durch die Wörter ,,zu deren 
Stellvertretung« er etzt. 

J 8. To § 14 Satz. L werden die Wörter ,für jeden Prü­
fungsausschuss« ge trieben. 

J 9. § 1.5 wird wie folgt gefasst: 

))§ 15 

Schriftliche Priifimg 

(l) Folgende Prüfungsfücber im Bereich >iVerwal­
tung und Recht« werden mit insgesamt zwei Tagen 
zu je acht Stunden oder vier Tagen zu je vier Stunden 
('nsgesaml 16 Stunden) geprüft: 

l. Per onal, Organisation. Haushalt. 

2. Staats- und allgemeines Verwaltungsrecht, 

3. Besonderes Venvaltungsrecbt und weitere Recht -
grundlagen in der Straßenbauverwalwng, insbe--
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sondere Straßen- und Verkehrsrecht Planung -
und Baurecht, Umweltschutzrecht, Vergaberecht. 

(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Aufgaben der 
schriftlichen Prüfung auf Vorschlag der prüfenden 
Personen für die einzelnen Prüfung fächer und be­
stimmt die Hilfsmittel. die die Prüflinge benutzen 
dürfen. 

(3) Die Prüflinge versehen ihre Arbeiten anstelle des 
Namens mit einer Kennziffer. Die Kennziffern wer­
den vor Beginn der schriftlichen Prüfung verlost. 
Den Mitgliedern des Prüfungsausschusses und den 
prüfenden Personen daif die Zuordnung der Kenn­
ziffern erst nach der endgültigen Bewertung der 
schri ftlichen Arbeiten bekannt gegeben werden .« 

20. ln § 16 Absatz 2 werden nach dem Wort 1>Zwischen­
punktzahkn,i die Wörter Mnit zwei Dezimalen ohne 
Rundung,< eingefügt. 

21. Io § 17 Absatz I wird die Angabe >)Absatz 8« durch 
die Angabe ,;Absatz 6« ersetzt. 

22. § 18 wi.rd aufgehoben. 

23. Die bisherigen §§ 19 bis 27 werden die§§ J 8 bis 26. 

24. Der neue § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

>>(2) f1l der mündlichen Prüfung werden geprüft: 

I . im ingenieurfachlichen Bereich: 

a) Aktenvortrag, 

b) fachliche Einzelfragen; 

2. im Bereich >Ve(Waltung und Recht«: 

a) Europarecht, Staatsrecht, öffentliches 
Dien trechtjeweils in Grundzügen. 

b) straßenbaufachJiche Vertragsrechtsgebiete 
(VOB. VOI. HOAl) und Verwaltungs­
gebiete, soweit sle für die Straßenbau­
verwaltung von Bedeutung sind, insbeson­
dere Grundzüge des Naturschutzrecht , der 
Raumordnung und Landesplanung, des bür­
gerlichen Recht (Recht der Schuldverhält­
nis e und Sachenrecht), des Grundbuch­
rechts und des Hau halt rechts.« 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

»(3) Die Dauer de. Aktenvortrags nach Absatz 2 

Nummer 1 Buchstabe a soll 30 Minuten nicht 
über ohreiten. Der ergänzende Prüfungstei l mir 
vertiefenden fachlichen Einzelfragen nach Ab­
satz 2 Nummer I Buchstabe b ist eine Einzel­
prüfung und dauert etwa 45 Minuten.« 

c) Ab atz 4 wird wie folgt gefasst: 

>>(4) Die mündlichen Prüfungen nach Absatz 2 
Nummer 2 dauern pro Prüfling in jedem Unterbe-­
reicb etwa 15 Minuten. Mehr als vier Prüflinge 
sollen nicht zusammengeprüft werden.(< 

25. In dem neuen§ l9 Absatz l wird die Angabe»§ 13 
Absatz 9« durch die Angabe »§ 13 Absatz 7« ersetzt. 

26. Der neue § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz I werden nach dem Wort »Kom­
munikation« die Wörter >>sind Bestandteil der 
mündlichen Prüfung un<l<< eingefügt, 

b) Absatz 1 Satz 2 wi.rd aufgehoben. 

c) Jn Absatz 2 Satz l wird die An,gabe »§ 13 Ab­
satz 9« durch die Angabe »13 Absatz 7« ersetzt. 

d Tn Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe »§ 20« durch 
die Angabe ►) § l 9~~ ersetzt. 

27. Der neue § 2 J wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

>> Die nacb §§ 17, 19 und 20 erteilten Punkte wer­
den wie folgt gewichtet: 

l. schriftliche Prüfung fünffach, 

2. Aktenvortrag dreifach, 

3. fachliche Einzelfragen vierfach, 

4. Europarecht, Staatsrecht, Recht des öffentli­
chen Dienstes einfach, 

5. sonstige Verwaltungs- und Rechtsgebiete ein 
fach. 

6. Führung und Kommunikation dreifach. « 

c) Tn Ab atz 2 Satz 3 wird die Angabe »20~ durch 
die Angabe » 17 < ersetzt. 

28. Der neue§ 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz I wird die Angabe »2015« durch die 
Angabe »2021 « ersetzt. 

b) Ln Absatz 2 werden die Angabe »18. September 
200h durch die Angabe »23. Dezember 2014<< 
und die Angabe »2014« durch die Angabe »2020<< 
ersetzt. 

c) In Ab atz 2 werden dje Wörter >), wobei an die 
Stelle der Fachrichtung Bauingenieurwe en mit 
dem Schwerpunkt Straßenwesen und Verkehrs­
technik die Fachrichtung Straßen tritt« gestrichen. 

d) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ►}2017« durch 
die Angabe »2023« ersetzt. 

e) ln Absatz 3 Satz 2 wird die Ang1,1be )>2018« durch 
die Angabe »202.4~< ersetzt. 

t) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

)>(4) Die Amtszeit des bisherigen Prüfungsaus­
schusse bleibt unberührt.« 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt arn 1. Januar 2021 in Kraft. 

STUTTGART, den 19. November 2020 HERMANN 
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Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über inf ektionsschützende Maßnahmen 

gegen die Ausbreitung des Virus 
SARS-CoV-2 im Geschäftsbereich 

des Wissenschaftsministeriums 
(Corona-Verordnung Studienbetrieb­

Corona V O Studienbetrieb) 

orn 1. Dezember 2020 

Auf Grund von § 16 Ab atz 2 Satz 1 Nummern J und 2 
der Coron!l-Verordnung (CoronaVO) vom 30. November 
2020 (notverktindet gemäß § 4 Satz 1 des Verküoduogs­
gesctzes und abrufbar unter https://sozialministerium. 
ba.den-wuertternberg.de/de/gesu ndheit-pflege/gesund­
heitsschutz/infektionsschutz-hygiene/informationen-zu­
coronavirus/corona-verordnung-des-landes-baden-wu­
erttemberg/) wird im Einvernehmen mit dem Sozialmi­
nisterium verordnet: 

§ J 

Anwendungsbereich 

Die e Verordnung enthält ergänzende und abweichende 
Vorschriften zur Corona-Verordnung für die staatlichen 
Hochscbulen. staatlich anerkannten Hochschulen,, die 
Akademien nach dem Akademiengesetz vom 25. Februar 
1992 (GBL S. l 15), das zuletzt durch Artikel 3 de Geset­
zes vom l 3. März 2018 (GBJ. S. 85, 94) geändert worden 
ist, (Hochschulen) und die Studierendenwerke. Vom 
Anwendungsbereich nicht erfasst sind die Hocbschule 
für Polizei Baden-Wür.Ttemberg und die Hochschule für 
Rechtspflege Schwetzingen. 

Studienbetrieb 

( 1) Der Präsenz-Studienbetrieb der Hochschulen und 

Akademien nach dem Akademiengesetz ist nach § 13 
Absatz 4 Satz 1 CoronaVO au gesetzt; digitale Formate 
und andere FeroJehrforrnate sind unbe chadet dessen 
zulä sig. Abweichend von Satz l Halbsatz 1 können in 
Präsenzform gemäß § 13 Absatz 4 Satz 2 Corona VO 
vom Rektorat oder der Akademieleitung insbesondere 
zugelassen werden 

1. Praxisveranstaltungen, insbesondere die spezielle 
Labor- oder Arbeitsräume, einschJießlich Sportstätten, 
an den Hochschulen erfordern, insbesondere Labor­
praktika praktische Ausbildungsantei le mit Patienten­
kontakt unter Einhaltung der Vorgaben der Klinika 
und Lehrkrankenhäuser, Präparierkur 'e, sowie Ver­
anstaltungen mit überwiegend praktischen und künst­
lerischen Unterrichtsanteilen, 

2. Prüfungen, insbesondere Abschlussprüfungen, 

3. Zugangs- und Zulassungsverfahren sowie 

4. an Musik- und Kunsthochschulen. Pädagogischen 
Hochschu1en und Akademien nach dem Akademien­
gesetl. der musikalische Einzelübebetrieb oder die 
künstlerische selbständige Arbeit am Werk. 

soweit diese zwingend notwenilig und nicht durch Ein­
satz elektronischer Informations- und Kommunikations­
technologien oder andere Fernlehrformate ersetzbar sind. 

(2) Die Hochschulgebäude sind unbeschadet der Bib­
liothe.ken und Archive nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 
CorooaVO ausschließlich für Hochschulmitglieder und 
Hochschu\;mgehörige geöffnet; da · Rektorat oder die 
Akademieleitung kann weitere Per onengruppen zulas­
sen. Zugang zu Lernplätzen, einschließlich der Über­
äurne und Räume für Arbeiten am Werk nach Absatz 1 
Sat:2. 2 Nummer 4. besteht nur nach Voranmeldung. 

§3 

Abstandsregel 

Unbeschadet des§ 2Absatz 2 CoronaVO muss an Hoch­
schulen sow1e in Mensen und Cafeterien ein Mindest­
abstand zu anderen Personen von l,5 Metern eingehalten 
werden. 

§4 

Mund-Nasen-Bedeckung 

(1) Die Pflicht zum Tragen einer M,und-Na,sen-8e­
deckung im Sinne des§ 3 Absatz 1 CoronaVO besteht 

l. in den Fällen des § 2 Absatz ] und in den für den 
Studienbetrieb sowie Besuchs- und Kundenverkehr 
zugänglichen Bereichen der Bibliotheken und Archive 
nach § 2 Absatz 2 und 

2. auf Verkehrsflächen und Verkehrswegen in Hoch­
schulgebäuden und in Mensen und Cafeterien, ins-­
besondere Tür- und sonstigen Eingangsbereichen, 
Durchgängen, Fluren, Treppenhäusern und Sanitär­
anlagen; gleiches gilt in den Anstell- und Wartebere,i­
chen sowie in den Zugangs- und Eingangsbereichen 
auch vor den Gebäuden, 

1m Übrigen bleibt§ 3 Absatz l CoronaVO unberührt. 

(2) § 3 Absatz 2 CoronaVO findet in den Fällen des 
Absatze 1 Anwendung. Eine Verpflichtung zum Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht darüber hinaus­
gehend nicht 

1. be~ der Sportausübung in den Sportstätten der Hoch­
schule, 

2. beim musikalischen oder darstellenden Vortrag in den 
Rmen des § 2 Absatz 1 Satz 2 im Bereich der Musik­
hochschulen. der Pädagogischen Hoch cbu!en und der 
Akademien nach dem Akademiengesetz; hier gelten 
die in den Hygienekonzepten niedergelegten einschlä­
gigen Arbeitsschutzbestimmungen je nach Instrument 
und Vortragsart, 
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3. beim musikalischen BinzelUbebetrieb nach § 2 Ab­
satz L Satz 2 Nummer 4. 

§5 

Datenverarbeitung an Hochschulen 
für Bereiche mit Studienbetrieb und an 

Studierendenwerken 

(1) Die Hochschulen haben in Bereichen mit Studien­
betrieb eine Datenverarbeitung nach § 6 CoronaVO in 
folgenden Fällen durchzuführen: 

l. Veranstaltungen nach § 10 CoronaVO, insbesondere 
Lehr-, Prüfungs- und Zulassungsveranstaltungen, 

2. Nutzung von Bibliotheken sowie Nutzung sonstiger 
wjssenschaftlicher Einrichtungen oder Betriebsein­
richtungen der Hochschulen mit Studienbetrieb; die 
Hochschule kann bei der Bibliotheksnutzung die Ab­
holung be"tellter Medien und die Rückgabe von Me­
dien von der Datenverarbeitung nach § 6 Corona-VO 
ausnehmen. 

3. utzung von Übungs-, Lem- und Arbeitsräumen, die 
dazu bestimmt sind, von Studierenden außerhalb von 
Lehrveranstaltungen für Zwecke des Studiums genutzt 
zu werden; dies gilt auch innerhalb der Bibliotheken 
nach Nummer 2, 

4. Verpflegungs- oder Versorgung einrichtungen und 
ähnliche Einrichtungen mit Besuchs- und Kunden­
verkehr, mit Ausnahme der Ausgabe von Getränken 
und Speisen ausschließlich zum Mitnehmen und des 
Außer-Haus-Verkauf: , 

5. Studierendensekretariate und anderen Beratungs- und 
Verwaltungseinrichtungen mit Besuchs- oder Kunden­
verkehr. 

Bei Veran taltungsreihen isr eine Datenverarbeitung 
nach § 6 CoronaVO für jeden einzelnen Termin durch­
zuführen. Außerhalb von Bereichen mit Studienbetrieb 
gelten die§§ 6 und 14 CoronaVO. 

(2) Für Mensen, Cafeterien und ähnliche Einrichtungen 
mit Besuchs- und Kundenverkehr der Studierenden­
werke gilt die Pfficht zur Datenverarbeitung nach § 6 
CoronaVO nicht bei der Au gabe von Getränken und 
Speisen ausscbließlicli zum Mitnehmen und beimAußer­
Haus~ Verkauf. 

§6 

Nutzung 11011 Hochschulgebäuden, 
Allgemeiner Hochschulsport, gastronomische Angebote 

und Betrieb weiterer Einrichtungen 

( 1) Hochschulgebäude dürfen nur zu Zwecken der Hoch­
schule genutzt werden. Das Rektorat kann die Nutzung 
filr weitere Zwecke zulassen; Ausnahmen nach Halb­
satz 1 sind im Hygienekonzept nach § 5 Absatz 1 
CoronaVO darzustellen. 

(2) Für das sportwissenschaftliche Studium finden die 
fü,r den Profi- und Spitzensport nach der Corona-Verord­
nung und aufgrund der Corona-Verordnung erla!isenen 
Rechtsverordnungen Anwendung. Die Zulässigkeit und 
Ausgestaltung des Allgemeinen Hochschulsports richtet 
sich nach den für den Freizeit- und Amateurindividual­
sport nach der Corona-Verordnung und aufgrund der 
Corona-Verordnung erlassenen Rechtsverordnungen. 

(3) Die Zuläs igkeit und Ausgestaltung 

l. des gastrononuschen Angebots einschließlich der 
Ausgabe von Getränken und Speisen zum sofortigen 
Verzehr bei Veranstaltungen der Hochschulen nach 
§ 10 CoronaVO, 

2. des Betriebs von Kindergärten und Kindertagesstätten, 

3. des BetJ.iebs von Gästehäusern der Hochschulen und 
Studierendenwerke und 

4. des Betriebs von weiteren Eimicbtungen, insbeson-
dere des Einzelhandel 

richten sich nach den für diese Einrichtungen und Dienst­
leistungen geltenden Vorschriften der Corona-Verord­
nung sowie nach den aufgrund der Corona-Verordnung 
erla senen Rechtsverordnungen. 

§7 

Hat1srecht Llrtd Anstallsgewalt 

Di.e von dieser Verordnung erfas ten Einrichtungen kön­
nen im Rahmen des Hausrechts oder der Anstaltsgewalt 
und unter Beachtung der infektionsschutzrechtlichen 
Allgemeinverfügungen der hierfür zuständigen Stellen 
über diese Verordnung hinausgehende Maßnahmen tref-· 
fen . 

§8 

Ordn1mgswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 a Num­
mer 24 Infektionsschutzgesetz vom 20.. Juli 2000 (BGB!. 
1 S. 1045), das zuletzt durch Artikel l des Gesetzes vom 
18. November 2020 (BGBI. I S. 2397) geändert worden 
ist, handelt, wer vorsäLzlicb oder fahrlässig entgegen § 4 
keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt. 

§9 

Inkrafttreten, A 11ßerkrafttre1en 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
jn Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung StU· 
dienbetrieb und Kunst vom 16. September 2020 (GB!. 
S. 715), die zuletzt durch Verordnung vom 1. November 
2020 (GBL S.963) geändert worden ist, außer Kraft. 
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(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 20. Dezembers 
2020 außer Kraft 

TUTTGART, den 1. Dezember 2020 BAUER 

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 1. Dezember 
2020 durch ö.ffenrliche Bekanntmaclumg des Wissen­
schaftsministeriums notverkündet gemäß § 4 Satz, 1 des 
Verkündungsgesetzes und trat damit gemäß§ 9 Absatz f 
der Verordnung am 2. De ember- 2020 in Kraft. 

Berichtigung des Gesetzes 
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 
für die Polizei in Baden-Württemberg und 
zur Änderung weiterer polizeirechtlicher 

Vorschriften vom 6. Oktober 2020 

(GBI. S. 735, 772) 

Artikel 1, § 86 des Gesetzes zur Umsetzung der Richt­
Linio (EU) 2016/680 für die Polizei in Baden-Württem­
berg und zur Änderung weiterer po.Lizeirechtlicher Vor-
chriften vom 6. Oktober 2020 (OBI. S. 735, 772) enthält 

durch einen Fehler im Druckverfahren einen offensicht­
Lichen Schreibfehler und wird wie folgt berichtigt: 

ln der Über chrift muss es anstelle von »verdzeckten« 
richtig »verde kten« lauten. 
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